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Der Vorsitzende, Münisterialrat Kossmann, ‚röfinet un 
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Stenographischer Bericht 


über die am Samstag, den 24. November 19% in der Aula 
der Oberrcalschule zu Saarbrücker stattgefundene Sitzung 
des Landesrites. 


hr 30 vormittags die Sitzung. 


Von der Regierung ist antesend, Herr Staatskommis- 


sar, Verwaltungsdirektor Dr.G.A. hLiesch, 
Entschuldigt fehlen die Mitglieder: 


Gladel (Z) - a? Levacher (2) - Saarlouis, D.h.c. 
Röchling (1.V.) - Völklingen, "agner (H.u.L.) - Picard. 


Auf der Tagesordnung stehen: 


Begutachtung der Verordnungsentrürfe betreffend: 
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(einschl. "andergewerbes) 
Erhebung und Verrechnung der direkten Kommunal- 
steuer, 
13. Aufhobung der "arenhaussteuer 
14. Abänderung des Bierstcucrjesetzes. 
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l. Vermözcnssteuer, 
2 Gewerbesteuer, 
3. Umsatzsteuer, 
4. Abänderung der Reichsabgabenordnung, _ 
9. Versteuerung von Facht- und Mietvertrigen, 
6. Bestouerung von Grundstücksübertragungen, 
7. Binkommenbestceuerung, 
8. Zuwachssteuer, ”. 
9. Grund- und Gebäudesteuer, 1 
10. Abänderung der direkten und indirekten Kommunal- oO 
stauergesetzgebung, Keen = 
"11. Besteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen, Q_ 
N 


= 


Der Vorstand des Lendesratos hat sich mit der 

Frage befasst, daß wir heuts den T>g mit der Generaldebatte 
ausfüllen, damit mir nächsten liontag in die Spezialdebatte 
eintreten können. Da im nächsten lionat der Landesrat als 
aufgelöst zu gelten hat, schlägt der Vorstand vor, in den 
nächsten Tagen die Sitzungen ne 0 Uhr pünktlich 
zu beginnen und eine re. je ar um l Uhr eintreten zu 4 
lassen. Auf diese "eise glauben wir, mit dem lirterial 
bis 'nde des lionats fertig zu werden. Sie habon ja zum | 
Teil mitgearbeitet und wissen: me umfangreich das Material 
ist und dies veranlasst uns, unsnur darauf zu beschränken, 
as. notwendige ist. Der Präsident der itce sierung. kommission 
hat in sinem Schreiben an mich die Tätigkeit als eins in- 
tensive anerkannt und den "unsch -usgesprochen, daß die 

| Beratungen. 
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Beratungen im Plenum genau so vor sich gehen, wie das in 

| gen Kommissionen der Fall war. "enn das nicht der Fall | 
wäre. nömlich, daß der Landesrat bis Ende des I\lonats mit den % 
Beratungen nicht fertig wird, würde er die Gesetzeatwürfe 
als verebschiedet ansehen und zu Gesetzen erheben. Jch 
bitte also sich so einzurichten, daß wir bis Ende des Mo- 
nats fertig werden. 
SS Das "ort zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnote 

etri- | 
Petri (Sos.): Namens der Kommunistischen und Sozialdemekratischen 

B. Fraktion habe ich folgendes zu erklären- 

Die Fraktionen der Kommuristischen und der Vereinig- % 
ten Sozialdemokratischen Parteien erheben schärfsten Protest % 
segen die von der Obersten Polizeiverwaltung crlassenen 
. Versamnlungsverbote über Vursamnmlungen, in denen französi- 

sche Abgeordnete sprechen sollten. Durch dieses Verbot hat 
die Regierungskommission wieder bewiesen, daß sie die Ireie 
Meinungsäußerung unterdrückt und vergewaltigt. 





Dr.Ssender (Soz.): Meine Damen und Herren! "ir hörten eben aus 

gem Munde des Herrn Vorsitzenden, daß wir vom Herrn Prä- 
sidenter der Negierungskommissicn eine Anerkennung 
dafür geerntet haben, daß die Komaissionen so fleißig ge- 
vesen sind, 2s kommt mir ein derartiges 'Lob vor, we wenn 
der Lehrer den Jungen in der Schule lobt. Jch bezwecke 
our eins, die lebendige Tätigkeit des Landesrates zu erwei- 
tern in einem Sinne, die dem Volk in seiner Gessmtheit zu- 
gute kommt. Er muss es orkämpfen bis er es hat, das Recht 
der Jumurität. | 

Meine Damen und Herren! ir haben in der Vergangen- 
heit überaus wichtige Ereignissco erlebt, die die gesamte 
Beröikerung erschüttertcn, wie z.B. der Bergarbeiterstreik, 
zu welchen wir auch seinerzeit hier eine Erklärung abgege- 
ben haben, Jch meine damit folgendes ausführen zu müssen: 
Es geschahen außerhalb der Tagesordnung so wichtige Ereig- 
nisse, dab samt und sonders zu diesen Begebenheiter ein 
"ort der Meinungsäußerung gesagt werden muss. "enn der 
Lendesret so tüchtig gewesen ist, dann muss die Regierungs- 
xommisseiorn es begrüßen, daß der Landesrat in der Gesamtheit 
Anregungen gibt, wie 2.B. bezüglich der notleidenden Alt- 

ensionäre. Die Regierungskommission muss erfreut sein 

über die Mitarbeit und deshalb richten wir noch cinmal, ehe 
die Zession zu Ende geht, an die Regierungskommission das 
dringende Ersuchen, hier nicht die Augen zu verschließen. 
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Reinhard (Kom.): Meine Damen und Herren! Die Konmunistische 
"Fraktion unterstützt die Anregungen, die von Saiten der 
Sozialdemokratischen Fraktion gegeben wurden. Trotzdem 
die Arbeiterschaft immer ei wurde, tun wir 68° 
ir schließen uns mit aller Schürfe dem Frotest an, .der 
egen des Versammlungsverbot erhoben wurde. Es muss von 
er gesagt werden, Ts kann nicht angehen, daS man immer 
wieder erzählt von. der Freiheit der Saarbevölkerung. 


Vorsitzender: ir treten in die Besprechung der Vorlagen ein. Die 
De Berichterstattung für die gossamte: rlagen hat d Abge- 4 
Berichterstattung für dis gosemten Vorlagen hat der Abge 

ordnste von Vopelius! | E 


Dr. ron Vopelius: (L.W.) 








hr.v.Vopelius (L.V.): Meine Damen und Herren! 
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lich gelungen ist. 


"in Yinklang mit der Frankenumstellung zu bringen und girich-% 
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Die Stsuerkommission des Landesrates hat seit den 
14. September d.J. die Jhnen heute vorliegenden Steuerver- 
ordnungen beraten, in 3 - 4 Sitzungen wöchentlich von einer 
jeweiligen Dauer von 3 - 3 Y2 Stunden. Die lange Beratungs- 
zeit entspricht der Gründlichkeit, mit welcher die Beratung ° 
vor sich gegangen ist. Die Berichterstattung zu den ein- 
zeinen Steuern liegt in den Händen der Zentrumsfraktion. 
der sczialdemokratischen Fraktion, der Deutsch-Denckrati- 
schen Fraktion und der Fraktion der Liberalen Volkspartei- 
Die enderen Fraktionen haben es abgelehnt, einen Bericht 
zu übernehmen. 

Die Beratung der Kommission war von dem Bestrebe 
et, die vorgelegten Steuerentwürfe nach allen Rich- 

ungen hin annehmbar zu gestalten, ein Versuch, der hoffent- 


enn zuch selbstverständlich manche Gegensätze bei 
der Beratung zu Tage getreten sind, die ihre Ursache in den 
Grundnuffassungen der Fraktionen haben und sich nicht immer 
überbrücken lassen, so wurde «loch in den weitaus :sisten 
Fällen volle Einmütigkeit erzielt. Es bleibt zu hoffen, 
daß die Regierungskommission das mit vieler Mühe und Ver- 
antwortungsfreudigkeit Geschaffene bestehen lässt. Bs- 
sonders hervorzuheben ist das Bestreben, bei allen Steuern 7 
den wirtschaftlich Schwachen möglichst große Erleichterungen 
zu schaffen. Leider war es nicht mö:lich, im Rahmen der | 
vorliegenden Gesetze für das Kleinwohnungswesen besondere 
Vergünstigungen steuerlicher Art zu erreichen. Die Steuer- 
kommission spricht aber der Regierungskommission gegenühs:. 
vi3 welrilickliche Bitte us, schon slloin us Gründen der 
Behebung Gsr "ohnungsnot auf möglichst viele Erleicnsesptrngen? 
steuerlicher ärt dem Kleinwohnungsbau gegenüber bedacht u 
seins 


Der Zweck der gesamten Steuervorlage geht dahin, die Stvevernf 


zeitig die Verschiedenheiten in den Bayrischen und Freuss!.- 
schen Steuergesetzen, welche in dem kleinen Saargebiet er-- 
schwerend wirken, gleichzustellen: Mit diesen, zunächst 
rein äußerlichen Zweck verbindet die Umgestaltung der 
Steuern das Bestreben, die Steuern so zu verbessern, daß 
Staat und Gemeinden wleder in die Lage kommen, ihren Haus- 
helt richtig zu führen, und daß vor allen Dingen die leiz- 
teren wieder eins größere Unabhängigkeit bezüglich der 
Sveuererhebung erlangen. Diese Notwendigkeit hat teilweise 
zu außerordentlichen Erhöhungen der Steuertarife führen 
müssen. die &ber durchaus nicht zu umgehen waren, wenn man‘ 
wenigstens die allerno twondigsten Mittel beschaffen wollte: ° 
Erstes Gesetz bei der Steuer PERFURE war, die Steuern uf 4 
den Gegenwartswert abzustellen, da die bisherige Veranla- 
ee einen geordneten Heushalt von Staat und Gemein- 
en nicht mehr gewährleistete. Des ‘.eiteren hat sich die 
Steuerkommission zur Pflicht gemacht, die Steuerhoheit der 
Gemeinden, die unter ihrer verlorengegangenen Selbständig- # 
keit besonders leiden, wieder herzustellen und es darf fest-# 
isheag werden, daß das big zu einem gewissen Grade ge- 4 
ungen ist. | 4 
Eine wesentliche Aenderung für die Preußischen Gs- # 
meinden bednutet das System der gleichen Zuschiäge ouf dıe #® 
verschiedenen Steuerarten, ein System, das sich im Bayri- 4% 
schen Teil des Srargebiets durchaus bewährt hat. und das | 
U.a. auch den Vorteil hat, daß die Gemeindevertretungen | 
und die Gemeindeverwaltungen den Schwierigkeit en aus dem 
"ege gehen, welche bisher darin bestanden haben, daß leicht 
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der, in der Gemeindevertretung überwiegende Teil dem Ver- 
such unterworfen war, die höhere Belastung auf deninder ® 
| Vertretung ‘ 
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Vertretung schwächeren Teil abzuwälzen. Mit der Einfüh- 
rung der gleichen Zuschläge entfällt diese Möglichkeit 
und damit die Gefahr innerer Kämpfe und Schwierigkeiten. 
Tünschenswert wäre es, daß die Festsetzung der Höhe der 
Zuschläge Jeitens der Gemeinden ohne Genehmigung der vor- 
BRantE Fon Behörden überhaupt möglich sei; ‘was sich zvwei#- 
ellos mit Leichtigkeit durchführen ließe} 
2» ie schon betont wurde, ist der größte "ert darauf gelegt 
worden, die Bestuerung auf den Gegenwartswert festzusetzen, 
was an Hand der bisherigen Verhältnisse und unter Betrach- 
tung, der rücklaufenden Kurve des Frankenkurses durchaus 
rc ists Jn ar a Arab ng ist zu beachten, 
aß die Steusrkcmmission den Versuch gemacht hat, die | 
Steuern auf den Goldfranken einzustellen. Die Erfahrungen 
mit der Mark haben gelehrt, daß hier die allergrößte Vor- 
sicht am Platze ist, da der Rurs des französischen Franken 
seit ungefähr einem Jahr um über 30 % (apmeasen am Dollar- 
kurs der Pariser Börse) gefallen ist. Niemand wird behaup# 
ten können, daß der französische Franken eine stabile "äh- 
rung darstellt. Deshalb erscheint der _"unsch, Sicherheiten 
für die Beständigkeit des Staatshaushaltes, sowie für ‘den 
Haushalt der Kommunen zu erhalten, durchaus natürlich. 
Natürlich erscheint auch die Binstellung auf den Goldfran- 
ken schon deswegen, weil sonst wieder die Gefahr einer un- 
gleichmäßigen Belastung aller Steuerzahler vorliegt; denn 
es mirde sich dasselbe Bild wie bisher ergeben, daß bei 
weiterem Fallen des Franken die Lohn= und Gehalts=Empfänger 
ihre Steuern in Goldmark bezahlten, während die übrigen 
Censiten, die ihre Abrechnung erst am Schlusse des Steuer- 
jahres erhalten, einen großen Teil ihrer Steuern in ent- 
wertetem Gelde zahlen würden, oder umgekehrt beim Steigen 
des Franken dann zuriel zu zahlen hätten. Beide Möglich- 
keiten stellen jedenfalls eine Ungerechtigkeit dar, die 
von dem dadurch’ betroffenen Teil der Steuerzahler höchst 
ee. Seplunden und berechtigten Anlass zu eg und 
Unruhen in der Bevölkerung tg würde. Besonders krass 
würde sich aber das fehlen der "ertbeständigkeit des F'rran- 
ken bei einzelnen Steuern, besonders bei der "ertzuwachs- 
steuer auswirken, es wird deshalb bei Beratung derselben 
noch besonders darauf zurückzukommen sein. Wir haben an 
der Saar sicherlich das geringste Jnteresse daran, daß der 
französische Franken fällt, aber es kann uns niemand ver- 
übeln, wenn wir der Stabilität des Franken großes Wiss- 
trauen entgegenbringen, eine rs die nicht nur 
bei uns besteht, sondern auch maßgebende Kreise des Aus- 
lendes beherrscht. Jch möchte dabei nur auf die Auslas- 
sungen eines amerikanischen Volkswirtschaftlers "Constance 
Southworth" in der Zeitschift "Nation" 
‚vom 26. September 1923 hinweisen, welche darlegen, daß die 
Schulden Frankreichs Ende des Jahres 1913 33,6 Billionen 
Franken betragen haben und daß die Schulden Ende des Jahres 
1922 auf 280 Billionen Franken BEE VENEN ohne die 
Beträge, welche Frankreich fremden Staaten schuldet. Der 
Zinsendienst dieser 280 Billionen Franken betrögt 10,7 Bil- # 
lionen Franken, während das gesamte französische Einkommen 4 
nur 3 Billionen Franken ausmacht. Es kommt also nshezu 1 
die Hälfte des binkommens auf Schuldenzinsen im Jahre 1922, 
während für das Jahr 1923 seitens des Senates der Zinsen- j 
dienst auf 60 % des Gesamteinkommens veranschlagt worden I 
ast. Der Schriftsteller er.iartet mit Bestiumtheit und } 
unter Zugrundelegung gerisser Tatsachen, auf die einzugehen 
zu weit führen würde, ein weiteres Anwachsen des Zinsen- 
dienstes und damit ein unausbleibliches Heranziehen der i 
Notenpresse, unter deren Ginfluss der französische Franken, _D> 
‚such wenn gelegentliche Stützungsaktionen seitens der Re- iin 
2 L srung 4 \ 
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Regierung unternommen werden, der Deutschen Mark auf ihrem 
lege folgen wird: Solche en ri unparteiischer Per- ° 
sönlichkeiten dürfen nicht außer Acht gelassen werden und @ 
müssen de zur Vorsicht mahnen, vo das .Lebensinteresse ei- 

nes "irtschaftsgebietes gewahrt werden muss. Deshalb glau- ° 
be ich, daß die Regierungskommission nicht an der Frage ' , 
der Sicherstellung des französischen Franken vorbeikomt. 
Zweifellos werden sich gewisse technische Schwierigkeiten 
einstellen, die aber zu überwinden sind. Vor allem wird A 
die Einführung des Goldfranken für die Regierungskommission ? 
schon deshalb nicht so schwer sein, weil sie den Goldfran- 
ken praktisch bereits im Post- und Telegraphen- Verkehr 4 
eingeführt hat und zwar durch Verordnung vom 30. März 1921, © 
welche folgendexmaßen lautet: ! 
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" rtikel I E 
Der Regierungskomnmissar für Post- und Telegra- h 
phenresen wird ermächtigt, ab l.April 1921 die neuen 
internetionelen Postgebühren, welche durch den zu 
Madrid am30.11.192%0 unterzeichneten "eltpost- 
vertrag festgesetzt wurden, im Saargebiet einzufüh- 


ren» - 
Artikel II 
Durch einen besonderen Erlass werden die dem 
Goldfranken entsprechenden Gegenwerte in Mark fest- 
gesetzt und die demgemäß zu erhebenden Gebühren an- 


gegeben, " 


Der Regierungskommission haben wir bereits unse- 

ren "unsch auf Einführung des Goldfranken in der Steuer- ° 

esetzgebung durch den Herrn Staatskommissar unterbreitet. 
ieser !lunsch wurde dahin beantwortet, daß die Regierungs- 
kommission erst die Beratung ‘des Landesrates_ über die 
Steuervorlage abwarten wolle. Es wird deshalb notwendig 
sein, daß alle Parteien in der Beratung ihrer Veberzeugung 
in Bezug auf die Notwendigkeit der Einführung des Gold- 
Zee: einen nicht misszuverstehenden Ausdruck verlei- 

en. 


Neben der Sorge um die "ertbeständigkeit des Franken hat E 
die Steuerkommission sich erupe Fone mit der Besteuerung Ä 
der französischen Grubenverwaltung befasst. Das ist wohl 
das wichtigste Kepitel, das einer restlosen Aufklärung 
bedarf. Der $ 13 des Verssiller Vertrages bestimmt: 


" Der Beitrag der Gruben und deren Nebenanlagen, so- 
wohl zu dem örtlichen Haushalt des Saarbeckens, wie 
auch zu: den Kommunaslsteuern, wird unter gerechter 

Berücksichtigung des Verhältnisses des Tertes der 
Gruben zu dem gesamten steuerpflichtigen Vermögen 
des Saarbeckens festgesetzt. | 
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| Leider fehlt es bisher an einer anerkannten Be- 
stimmung des "ertes. "eder die beteiligten eh 
noch die Re arationskommission haben einen "ert festze- 
setzt. Ziffern über den '"'ert der Gruben, wie sis 2.8. in 
den Aufrechnungen über die schon geleisteten Reparationen 
enthalten sind, haben keinen ef ge auf Rechtsgiltig- 3 
keit. Die Regierungskommission hat auf Anfrage der | 
Steuerkommission über die Höhe der von der Grubenvrerwal- 
tung zu zahlenden Steuern DE Se durch den lund des 
Herrn Staatskommissars erklärt: | 


" Aus dem PmaT breibt sich, daß 30 Millionen Ein- 
nahmen von der Grube in Form der Kohlonsteuer 
zu leisten sind. Bezsl,; der Gemeinden ist die 

Leistung 
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Leistung der Grube noch nicht BuagHLIIg Tewtgsastat; 

Eine Regelung auf der Grundlage des $ des Saarstatuts 
ist zur Zeit im Gange, was auch bereits dem Völkerbund 
mitgeteilt worden ist. Die mer Art und "eise der 
Herenziehung der Gruben zur Steusrzahlung kann nicht 

als endgültige angesehen werden bis die vorerwähnte Re- 
gelung In Kraft getreten ist. Die Yarreı ung auf die Ge- 
meinden erfolgt genau auf der Grundlage der früher von 
den Gemeinden bezogenen Steuererträgnisse der Gruben. " 
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Lässt diese Antwort auch erkennen, daß sich die Regie- 
rungskommission a en mit dieser Frage beschäftigt, so kann 
man sich doch unmöglich mit derselben zufrieden geben. Nach dem 
Haushalt des Saargebiets zahlt die Grubenverwaltung überhaupt 
keine direkte Steuer, also keine Steuer, auf die die Gemeinden 
einen Einfluss haben, Die Kohlensteuer ist eine indirekte 
Steuer, also eine Steuer, die der Verbraucher zy tragen hat, 
nicht der Produzent. "enn der Produzent diese Steuer auch ab- 
führt, so wird er mit der Steuer nicht belastet, und da 13 der 
geföräerton Kohlen im Saar ebiet selbst verbraucht wird, zahlen 
d 





ie Konsumenten des Saargebiets allein !8 'der Steuern, sie wer- 
en also durch diese Steuern mit Frcs. 10%000.000,- belastet. 
Der Auffassung der Regierungskommission, daß die Kohlensteuer 
von der Grubenverwaltung getragen wird, steht auch der Umstand 
entgegen, daß die nicht-saarländischen Kohlen ebenfalls mit die- 
ser Steuer belastet sind und daß die Steuer in diesem Falle vom 
Verbraucher erhoben wird, daß sie also durchaus keine Steuer 
vom Produkt ist, sondern eine reine Konsumsteuer. Das stärkste 
re für die Richtigkeit ist aber der Umstand, daß der Saar- 
kohlenbergbau ein Monopolbetrieb ist, dessen Presperität durch 
die Kohlensteuer, wenigstens bisher, nicht beeinträchtigt worden 
ist. Meder die lothringischo Kohle noch die deutsche Kohle ver- 
mochten der Saarkohle Konkurrenz in ihrem natürlichen Absatz-. 
Bro: zu machen, sicher nicht im Saargebiet, und wenn, wie die 

egierungskommission in ihrem letzten period.Bericht mitteilt, 
die Kohlensteuer mehreremale auf Veranlassung der französischen 
Regierung vermindert vwurde, so geschah dies, weil Frankreich “ 
als starker Verbraucher an Saarkohle, diese billig beziehen woll 
te, aber nicht, weil die Saarkohle an sich durch die Kohlen- ’ 
steuer zu teuer wurde. Die Kohlensteuer hat sicherlich den Ab- 
satz der Saarkohle nie erschwert, und wenn zeitweise Feier- 
schicht ein Puenl werden musste, war der PRERODBERGE, daran 
schuld. Jch will hier nicht darauf eingehen, daß die Gruben, 
wie der französische Btat aufweist, sehr günstig abschneiden, 
dank ihrer NMomopolisierung günstiger wie_je in preußischen Zei- 
ten, wobei ihnen viele Momente noch zuf Jahre hinaus diese gün- 
stige Konstellation erhalten werden. An sich würde die Einnahme 
aus der Kohlensteuer, wenn wir annehmen würden, sie würde von 
der Bere Format rung bezahlt, was aber nach Vorstehendem nicht 

der Fall ist, eine gute Hilfe zu dem Staatshaushalt und dem der 
Kommunen darstellen, wenn letztere davon provitierten. Aber 
allein die Fehlbeträge in Eisenbahn-, Post- und Telegraphenver- 
waltung in Höhe von Frces. 29.267.945.- zehren die Einnahmen aus ' 
der Kohlensteuer fest ganz aufs Für die Gemeinde bleibt nichts. 
las für die Gemeinden auf Grund von Abmachungen zwischen der 5 
SR Ta Ham Fre a und dem französischen Staat er, bleibt, 7 
ist außerordentlich wenig. Vor mir liegt eine Aufstellung ei- 
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ner größeren Bergmannsgemeinde,diese weist nach, daß im Jahre 
1913 zu dem Haushalt der Gemeinde die preußischen Grubenvervwal- 
tungen en Binkommen-, Gewerbe-, Grund- und Gebäude- Steuern 
‚3 %, im Jahre 1917 sogar 47’%, im Jehre 1922 nur mehr 22,6 % 
beigesteuert haben. ‚Jn diesem Jahre wird der Zuschuss, wenn er 
auf der ungefähren Höhe wie im Vorjahre bleibt, nur mehr 20 % == 
In 


betragen. 
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betragen . Dabei ist zu beachten, daß heute jeder Gemeinde- 
‚haushalt mit viel größerer Vorsioht aufgestellt wird, und daß 
vor allem viele Aufgaben auf kulturellem Gebiet, auf dem Gebiet 
des "ohnungsbaues, der Unterhaltung der Gemeindebauten, der 
Straßenunterhaltung und des Straßenausbaues zurückgestellt wer- 
den, weil die Mittel nicht da sind. "“ürden die Gemeinden ihren 
Haushalt nach früheren Gesichtspunkten aufstellen, so würde der 
Steueranteil der Gruben noch nicht die Hälfte des jetzigen be- 
tragen, Das ist ein sehr betrübliches Bild, umsomehr, wenn man 
die großen Gewinne der Grubenverwaltung betrachtet, die zweilel- 
los viel höher sind, als die Gewinne der Vorkriegszeit. "ürden 
diese jetzigen Gewinne als Grundlage zur Besteuerung herange- 
zogen, wie es zweifellos dem Sinne der Bestimmung des Versail- 
ler Vertrages entspricht, so könnten die Gemeinden bestehen 
sie ee A in die Schuldenwirtschaft, die für jede Ge- 
mein Ra und für jede Gemeindevertretung so drückend ist. 
Zweifellos ist die Regierungskommission in einer sehr schwieri- 
e>2 Lage, da der Versailler Vertrag keine präzise Fassung ent- 
ält und sie sich einem Contrahenten gegenüber befindet, auf _ 
den sie keinen Druck auszuüben ee: Es wäre deshalb von größ- 
ter "ichtigkeit, wenn die Frage der fein der Gruben- 
verwaltung BBMEuLLIE Beer würde und zwar sobald wie möglich. # 
Das kann, ehe der "ert der Gruben nicht endgültig festgestellt | 
ist, nur auf dem voge eines Schiedsspruches, etwa durch den 
Haager Schiedsgerichtshof a ee es würde dankbar von der 
Bevölkerung, die für den durch die Minderleistung der Gruben- 
verwaltung entstehenden Steuerausfall aufkommen muss, begrüßt 
werden, wenn diese Frage rasch und mit aller Energie aufgegrif- 
fen und had ürde. | 
as wären die haupsächlichsten Fragen allgemeiner Natur. 

Bemerkenswert ist noch, daß das Beamtenprivileg in der 
paar Mae Inplunn auf jeden Fall in Fortfall kommt, und daß 
Steuerfreiheit nur da gewährt wird, wo der Versailler Vertra 
dies vorschreibt, nämlich den im Saargebiet amtierenden Beamten 
des Völkerbundes gegenüber. Mit anderen "orten, steuerfrei sind 
lediglich die Mitglieder der Regierungskommission bezüglich 
ihres Diensteinkommens . 

Zum Schluss möchte ich nicht unterlassen, den Herren 
Vertretern der Regierung für ihre Mitarbeit den Dank der Steuer- 
kommission auszusprechen. Die Herren haben stets das Bestreben 
Asse, ja den Anregungen und OL SUROERERESE der Steuerkomission 
zu folgen und ich möchte wünschen, daß das Zusammenarbeiten 
zwischen Landesrat und den Behörden der Regierungskommission im- 
mer so reibungslos verläuft, wie in der Steuerkomission. Jn 
diesen Dank bitte ich auch den Herrn Staatskommissar einschlies- 
sen zu dürfen, der die ''ünsche der Steuerkommission der Regie- 
rungskommission übermivtelt hat und hoffentlich weiterhin hel- 
fen wird, diese \lünsche zur Durchführung zubringen. Endlich 
möchte ich nicht verfehlen, den Beamten des Lendesrats-Büros 
die Anerkennung für ihre u 1 erh und sachgemäße Tätigkeit 
auszusprechen, die um so schätzenswerter ist, als das Büro un- 
ter äußerlich sehr wenig befriedigenden Umständen zu arbeiten 
gezwungen ist. Jch hoffe, daß diese Tlorte genügen, den Herren 
eine bessere Unterbringung zu verschaffen, wie sie sie jetzt 
innehaben, eine Unterbringung, die schließlich auch der Türde 
des Landesrates selbst g: r ents rechen würde. 
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Karius (Z.): Meine Dame und Herren! Als uns die erste Steuervorla- 
ge zuging, glaubten wir wünschen zu müssen, daß der Etat der 
ebietsverwaltung erst zugestellt würde. "ir glaubten uns mit 
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der Beratung der Steuervorlage erst dann eingehend befassen 
zu können, wenn wir wissen, wie hoch der Bedarf ist. Rich- 
tig wäre es, wenn der Steuerdebatte eine Etatsdebatte vor- 
ausgehen würde. So ist es drüben im Reich und in allen 
Ländern. "ir brachten das früher schon zum Ausdruck und 
stützten uns bei dieser Auffassung auf die Artikel 69 der 
deutschen und 99 der alten preußischen Verfassung, die im 
Saargebiet doch noch Geltung haben. Leider müssen wir uns 
dem Diktat der Regierungskomission, den Ltat zur Kenntnis 
zu . . nehmen, fügen. Das schließt aber nicht aus, im 
Rahmen der Steuergesetze, auf den Etat einzugehen. "enn wir, 
was anerkannt wird, so fleissig gearbeitet häben, so geschah 
es in der Hauptsache. weil diese Gesetze die Grundlage für 
die Besteuerung der Gemeinden bilden. Die 13 Steuerentwürfe 
sind für die Gemeinden so wächtig, wie für die Gebietsver- 
waltung. Vor allem legen wir Gewicht darauf, daß die Steuer- % 
hoheit und das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden unange- | 
tastet bleibt. Jnwieweit das geschieht, das schen wir an der ‘% 
endgültigen Fassung der Gesetze, die wir noch abwarten müssen. 
Es ist zweifellos interessant und auch richtig, einen Ver-- 
leich des Steuerbedarfs der Gebietsverwaltung und dem der 
emeinden zu machen, Der Haushaltsplan der Gebietsverwaltung 
ist für das Jahr auf 155 372 750.-- Frces. festgesetzt. Es 
wird behauptet, daß der Fehlbetrag von Post und Eisenbahn | 
auf den Bergarbeiterstreik zurückzuführen sei, Es ist aber 
nicht möglich, festzustellen, inwieweit diese ee ini 
richiig ist. Man könnte erst dann einen richtigen Vergleich 
ziehen, wenn uns der Etat der früheren Jahre vorliegen wür- | 
de. Es ist auch schwer. den Gesautsteuerbedarf des Saar- 
ebiets zu ermitteln, da die genauen Unterlagen fehlen. 
ch habe mir den Etat der Stadt Saarbrücken angesehen, Der 
Ktat der Stadt Saarbrücken sieht an ordentlichen Ausgaben 
jährlich 40 Millionen Frances vor. Die Stadt Saarbrücken 
zählt cen 6. Teil& der Zinwohner des Saargebietes; würde man 
diese Zahl mit 6 multiplizieren und diese Sume auf die 
Hälfte hersbsetzen. so küme ein Bedarf der Gemeinden, Kreise- 
und Bezirksverwaltungen von 120 009 000.- Fres, im Jahre 
heraus. Zweifellos ist dieser Betrag niedrig gegriffen. | 
Nehmen wir 1% Millionen mit dem Bedarf der Bebietehe rent. 
tung bei einer Einwohnerzahl von gut 700 000 Seelen, so wür- 
de das ein Steuerbedarf von 400.- Frces. pro Person jährlich 
bedeuten. Jch glaube nicht, daß es in der "elt noch ein Ge- 
biet gibt, das unter gleichen Voraussetzungen ein so großes 
Bedürfnis haft, wie das Saargebiet. Man nag auf der einen 
Deite anerkennen, daß ein großer Beamtenappara; geschaffen 
miırde, um den Verwaltungsbedürfnissen zu entsprechen, ande- 
rerseits darf nicht verkannt werden, daß bei Zusammenfas- 
MID eg Öle ba Ph Fk noch größere krsparnis er- 
zielt werden kann. Der Etat der Regierungskommissicon wird 
sehr enilastet,- wwil sie die Opfer nur zu _einem Viertel und 
im übrigen den Gemeinden fürsorglich überlässt, dann sind 
wir in der glücklichen Lage, daß wir für das Militär nichts 
zu zahlen brauchen, da Fränkreich angeblich 40 Millionen 
jährlich opfert für den Schutz des Saargebieter, Is wäre 
esser, wenn Frankreich das Mixitär herausziehe und die 40 4 
Millionen für sich spart. Man muss prüfen, wie sind die | 
Steuereinkünfte und die Art der Verteilung. 3s ist ein m 
zäher Kampf, wer den größeren Teil der Steuer bekommen soll; # 
Die Regierungskommission, die put Gesetze machen kann, hat, 
bisher, ich muss offen sagen, es meisterhaft verstanden, sich 
die Steuern zu sichern, die am meisten einbringen, und die 
wenigsten ER han ie verursachen, Einkommen- und Lohn- 
steuer, Vermözenssteuer, Besitzsteuer, Umsatzsteuer, Zuwachs- # 
steuer, direkte Steuern bringen ihr nach Abzug von 2 Millionen? 
Erhebungskosten 3 246 230.- Fres,. ein. An indirekten | 
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Steuern sieht die Gebietsverwaltung eine Biersteuer, Brannt- 
weinsteuer, Leuchtmittelsteuer, Mineralwassersteuer, "einsteu ? 
er usw., Erbschaftssteuer, Stempelabgaben, Verkehrssteuer | 
und sonstige Gebühren vor. Diese indirekten Steuern brin- 
ie nach Abzug der Erhebungskosten 55 000 000.- Fres. ein. 

s ist auffallend, daß diese Steuerarten an sich viel ein- 
bringen und trotz des großen Verwaltungsajparats auffallend 
EB FAnge Erhebungskosten verursachen, Die Kohlensteuer, die 

er Regierungskommission allein zufließt und einen Ertrag 
von 30 Millionen hat, weist keine Erhebungskosten auf, 

Die Steuern der Gemeinden sind wie folgt: 

Die Lohnsteuer, die als Einkommensteuer von 4 auf 6 % er- } 
höht werden soll. Die Gemeinden sind der Ansicht, daß durch 
das Anm ne kauergenätz beim ‘Abzug von 6 % immerhin ein % 
Drittel für sie verloren ginge, Es sind Beamte da, die mit 
Bestimmtheit sagen, daß der Ausfall auf 45 % anschwellen 
würde. Neben der Lohnsteuer und der Einkoumensteuer ste- 
hen den Gemeinden noch zur Verfügung, Besteuerung von Grund- 
besitz, Gemeindebetriebsstäuer, "arenhaussteuer, Biersteuer, ? 
"anderlagersteuer, Hausiersteuer, Lustbarkeitssteuer, Um= | 
satzsteuer, "ertzuwachsteuer Vebernachtun ssteuer, dtraßen- ; 
abnützungsgebühr, "“echselstubensteuer. Letztere brachte ° | 
Irüher ziemlich ein, ist a)er heute so gut wie aufgehoben, 
Es stehen der Gebietsverwaltung über 20 Steuerauellen zur 
Verfügung. Auf dem Gebiete des Kulius- und Schulwesens 
hat die Kesierung die ig irren Leistungen für die Lehr- 
ersonen übernommen. Man kann sagen, gegen den "illen der 
emeinden. Hätte man den Gemeinden die Mittel gelassen, 
die sie zur Lehrerbesoldung braucht, dann könnten sie auch 
die persönlichen Lasten mittragen. "ie hoch die Last der 
Verteilung ist, ist schwer festzustellen, da die Unter- 
lagen fehlen. Nach Angaben der Stadt Saarbrücken soll die 
Regierungskommission 52 % und die Gemeinde 48 % der Schul- 
verwaltungskosten tragen. Auf kulturellem Gebiet hätten 
beide Verweltungen ein sehr großes Aufgabefeld; leider muss 
ich sagen, daß hier die Ziele auf kulturellem Gebiet nicht 
die gleichen sind. "enn man die Art der industriellen Ent- 
wickelung im Saargebiet betrachtet, so kann man sagen, daß 
im Saargebiet zwei "en fe dm in hoher Blüte stehen. 
"onn Sie heute als Fremder nach Saarbrücken ko:ımen, dann 
fällt Jhnen am Brhnhof die in großen Lettern geschriebenen 
Plakate über Zigaretten und Alkohclvertrieb auf. Jch bitte 
den Herrn Staatskommissar, die Regierungskomnission darauf 
aufmerksam zu machen. Es ist ein Bild tiefster Beschämung, 
wenn ein Fremder, der in das Völkerbundsgebiet kommt, diese | 
Dinge sieht. 4 
| Der Gemeinde fällt, das müssen wir für die Zukunft 
besonders bekennen, die Hauptaufgabe zu, die Eigenart und 
Tradition des Saargebietes zu hegen und zu ee gegen 4 
üen "illen mancher. Es ist tatsächlich nicht erhebend venn 
ein kerndeutsches Volk, das seit tausend Jahren einer Nation 
angehört, gegen seine Entdeutschung kämpfen muss, Tenn im # 
Saargebiet der Kulturkampi mit großzügigen ehrlichen Mitteln! 
geführt würde, dann könnte man Verständnis haben. 

Bei der Armenfürsorge haben beide Teile, Regie- 4 
rungskommission und Gemeindeverwaltung ein gemeinsames Aufs ® 
gabefeld. Jnwieweit trotz der Mittel gerade der Lendarmen- 
verband bisher seine Pflicht erfüllte, - - Jedenfalls 
sind mir Klagsn genug bekannt, wo man die Krankenhäuser 
Monate Lang auf Geld warten ließ, Es ist nicht gerade 7 
rühmlich, noch heute das feststellen .zu müssen. lie Armen- # 
last der Gemeinden wächst ständig mehr und es ist erklär- 
lich, denn die Teuerung steigt ständig. Selbst die Demon- 
stration Kimmritz hat nicht vermocht eine Erleichterun 
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herbeizuführen; i ER TER ER | 
je Leistungen der Sözialversicherung sind im "Ter- 
te. gesunken gegenüber dem "ert, den sie in d "kriegs- 
zeit hatten,” Dio Zahl der Ber&invaliden- a Henne 
wächst in stendig steiggndem, Maße. Es ist erklärlich 
mabhen.® BIER Hs ehe der huuedenioer, dem Tom aus, 

# x | legsoplier i8St be 
sehr mange lhaft: ch wünschte tatsächlich, daß man mu 
ein Vierteljahr die oberen Di en mi 
einer Kriezdrnitne ver Schön sa ö En a LER 
lege der Ruhsgehaltsempfänger ist genug geredet wordens 
Die Linke hat gs auch angebracht gehalten, sich besonders 
hisr zu empfehlen. | 


(Zuruf Dr.Sender: Jhnen spricht der Neid aus den Augen! ) 3 


Jch kann von der Stadt Saarbrücken sagen, daß versucht 
wird, alles zu tun, was möglich ist. Jn der Stadt Saar- 
brücken sollen 00 Personen sein, die noch auf deutsche 
Markbezüge angewiesen sinds "ir können immer widerholen, 
daß es die vornehmste Aufgabe ist, für die Leute zu sor- 
gen, die im Saargebiet wohnen und Not leiden. Viele 
Mohlfahrtsanstalten aller Arten wären zusammengebrochen, 
wenn nicht die Gemeinden geholfen hätten“ Jche rkenne 
an, daß auch die Landeskasse helfend u | 
‚ „ Meine Damen und Herren! Das Verhältnig zwischen 

Gemeindeverwaltung und der Verwaltung der Regierung war 
in den letzten Jahren ‘nicht so, wie es hätte sein sollen 
und hätte sein können» Gerade das gemeinsame Aufgaben- 
gebiet, das "ohl zu fördern, müssten beide Verwaltungs- 
Bene 14} mehr zusammenführen, Und das wer in "irk- 
lichkeit ein ständiger und stiller Kampf. Jch brauche 
nur zurückzudenken als Stadtvreordneter, Vor Jahren hat 
man ja die ea apet rg eg den Beamten aufgezwungen, ob- 
schon sie die Jasten kaum tragen konnten, Beute sieht es 
umgekehrt aus, "ir werden sehr wahrscheinlich das Sperr- 
ne bekommen, damit die Regierungskommission die höhere ? 
esoldung zurückkalten kann. Jch laube, daß es 1 
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zweifellos möglich ist, dieses sesbannte Verknlinie in E 
etwa auszugleichen. Die Scuveränität können sich die E 
Gemeinden nicht nchmen lassen und die Steuervorlagen, | 
die wir haben, sind nicht geeignet, das ständige Miss- 3 
Seren zwischen Gemeindeverwaltung und Regierung zu be- 
seitigen. | 
. Jch darf noch ein !/ort zu dem Steuerrecht der 
Kultusgemeinden sprechen, vielleicht ist Herr Dr.Sender 
sp liebenswürdig, wieder aufzupassen. Das Gesetz für die > 
katholische Kirche vom 14. Juli 1%5 und das ihm ähnli- 
che Gesetz für die evangelische Kirche vom 14. Juli 1905 
sind durch das DARDSRRUBERSERYS vom 29. März 1922 mitei- 
nander verbunden, Jch nehme an, daß die Iinke, ähnlich 
wie der Vertreter in der Stuerkommission, dieses eine 
Blftel streichen mll, Jch darf Jhnen jetzt schon sagen, 
daß wir.an dem rechtsgültigen Gesetz für das Saargebiet 4 
nicht rüttein lassen. | 
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( Zuruf der Linken: Die Kirchen sind überflüssig! ) u 


Jch giaube, dafür haben Sie kein Verständnis. _’enn es 
aber gilt, gläubige "ähler einzufangen, dann können 
Sie religıös sein; Menn Sie als politische Minderheit 
Beer, anderen Gesetz ee Erg dann dürfen 

je uns nicht verübeln, wenn es nottut, zu kämpfen. Tenn 


Sie die Geschichte unserer Kirche kennen, dann ine 
| u B18, 
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ole, daß wo Thron und Reiche zusammenstürzten, sich die 

Kirche gehalten hat» Wenn betr. der Kirchensteuer irgend 
etwas Über unsere Priester gesagt werden sollte, so möch- 
te ich Jhnen Sagen, Gas diese auf materielle "erte sehr | 
wenig Gewicht legen. Die Priester können auch keine Staats- } 
beamte bleiben, sondern sind Diener Gottes und der Kirchs. 


(Zuruf Petri: Das ist Trennung von Staat und Kirche!) 


Die Kirche besteht noch, wenn der Sozialismus längst ver- 
gessen ist, | 


( Zumuf Dr.Sender: Sie sind Prophet ! ) 


Vorhin habe ich schon gesagt, daß die Gemeindeverwaltun- E 
en_vor Verabschlegung ger esctze nicht ehört worden 
ind. Das trifft auch für die Ku ltusgeme®n on zu. Be 

ist zweifellos nicht ganz in Ordnung, daß die Regierungs- 

kommission verabsäumt, auch die yarsen maßgebenden bischöf- 

lichen Behörden zu hören. Der Versailler Vertrag.sieht 
eine Abtrennung von beiden Diözesen richt vor und das 
wünscht auchder katnolische Volksteil des Saargebietes, 

Noch eins über dio Verteilung der lasten. - 

Durch die Verordnung vom 29. April 1922 wurde der 
Kreis der Steuerpflichtigen bedeutend erweitert. Jch | 
habe von einem Lehrling gesehen, der nur 8,48 Frces. ver- F 
dient, hiervon 1,60 Frcs. zur Krankenkasse zahlt und 0,34 
Fres. Steuer zahlt. Jch verstehe nicht, daß man nicht schon! 
längst eine solche Steusrerhebung beseitigt hat,- Es wurde 
schon viel über die Steuerflucht der freien Berufe ge- 
sprochen. Men kann allerdings - freier Beruf - wie er 
jetzt vielfach georaucht wird, nicht gelten lassen, denn 
man kann unter dem Mir - freier Beruf -— letzten Endes 
alles fassen, was nicht dem Lohnsteuerabzug unterliegt. 

Der Vorwurf * Steuerdrückerei * ist ungerecht. Tohl 
Bi es viele im Saargebiet, die es verstehen, sich an der 
teuer vorbeizudrücken. Hätte man sofort Fegenwartswert- 
besteuerung geschaffen, Gann könnte die Steuer rechtzei- D. 
tig eingehen. | i 

Jch habe in der Kommission gefragt, ob es zutreife, 
daß der Steuerdezernent der Burbacher Hütte an der Verord- 
nung mitgearbeitet hätte oder gehört worden sei? Auf dis- 
se Anfrage habe ich keine Antwort erhalten, Nun steht 
fest, daß die Lohn- und Gehaltsempfänger ihre Steuern so- 
fort bezehlt haben, während dieses große Terk seine Ge- 
werbesteuer für das Steuerjahr 1922 /2% noch nicht be- | 
zahlt hat. sch erbitte Gringend darüber Auskunft. Die 
Burbacher Hitte hat der Stadt die Steuerleistung verwei- 
gert und sucht eine Entscheidung herbeizuführen, Nur ei- 
nen Vorschuss bietet das "erk der Stadt an. 

Veber die Frage der Steuerpflicht der Bergwerks- 
direktion hat sich der Abgeordnete Dr.v.Vopelius eingehend | 
ausgelassen, Das eine kann gesagt werden, wir können die 
Aus legungskünste nich* durchgehen lassen. Jn einem Be- i 
richt französischer Abgeordn®ten an die französische Kammer! 
wird behaupist, daß die Kohlensteuer eine Steuer des firan- # 
zösischen Staates sei, "ir stimmen hier dem Herrn Bericht- 
erstatter zu, daß der ständige internationale Gerichtsho? WM 
eine Entscheidung herbeiführen soll und dass dies durch , 
die Regierungskomnission beantragt wird. Jch muss hier im ! 
Zusemmenhang mit der Steuersache der Burbacher Hütte und + 
einigen größeren "erken die Frage aufwerfen, ob es richtig 
ist. daß Beamte der Saarregierung zu "erken oder französi- ! 
schen Firmen keschäftliche Beziehungen haben. Darüber | 

itten, 
dass 
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dass hier nach dem Rechten gesehen wird; Es steht im 
Gegensatz zu der deutschen Auffassung, daß Staatsbeamte 
eschäftliche Beziehungen mit der or; haben. Sollte 
les zutreffen, dann muss rücksichtslos zugegriffen wer- 
den. Es ist ja bedauerlich, d>ß wir als Volkssertmekung 
kein Mitbestimmungs- und Kontrollrecht haben. Jch 
will keine Behauptung aufstellen, aber angebracht warv 
‚es, Untersuchungen anzustellen. 
| Jm übrigen möchte ich noch ein "ort zu dem Be- 
richt der Vernehmung der Mitglisder der Regierungskommis - 
sion in Genf, welcher in der Presse erschienen ist, sagen. 
‚Man, merkt so recht, wie goarbeitet wird, die Bevölkerung 
und ihre Vertreter zu verdächtigen.. Tenn man unsere 
Presse vergleicht mit dem Ton, den die luxemburger Presse 
schlägt, so_ muss man sagen der Ton unserer Presse ist 
urchau bemäßigt Das möchte ich dem Herrn Staatskommis- 
sar sagen, Unser Bestreben ist, als Landosrat loyal zu 
sein; das wird ‘uns Herr. TAU GH , der auch in der 
französischen Presse außerordentlich scharf mitgenommen 
wurde, bestätigen. "ir haben dis Absicht, bis in alle 
Zukunft unssre Prlicht voll und ganz zu erfüllen, dsss 
wir uns aber auch dagegen wehren, daß unsere Kritik und 
unsere Tätigkeit der Regierungskommission, als Anstum 
gegen den Völkerbund age.Leg wird. Tenn wir Kritik. 
üben und Beschwerde führen, dann geschieht das aus der 
Erwägung heraus, daß wir die Jdee und den Geist des Völ- 
kerbündes restlos aurchgeführt haben wollen. 





Hoffmann (Snz.): Meine Damen und Herren! Sie wissen, daß durch 
gie "ährungsunstellung schließlich auch die‘ BE 
der Steucrgesetzgebung getätigt werden muss. Es heißt in 
$ 26 des Friedensvertrages: 

" Die Regierungskommission hat allein die Befugnis, 
Abzeben und Steuern innerhalb der Grenzen des 
Saargebietes zu erheben, 

Die Abgaben und Steuern werden ausschließlich 
tür ‚div Bedürfnisse des Gebietes verwendet, 

Das am 11. November 1918 bestehende Steuer- 
system bleiöt bestehen, soweit os die Umstände 
gestatten, Außer Zollabgaben darf ohne vorheri- 
ge Befrägung der gewählten Vertreter ‘der Einwoh- 
ner keine neue Abgabe erhoben werden, " 

Jch wünsche nur, daß diese Befragung mit der 
Befragung des französischen.Staates betr, Gesetzesände- ! 
rungen für das Arbeitsrecht k’nform geht. Jch verweise 1 
auf etwas hin. Die Bergarbeiterorganisationen hatten s.Z2t./ 
den Schlichtungsausschuss angerufen zwecks Vermittelung | 
in Lohnstreitfragen. Die Bergwerksdirektion ließ nun 
durch Direktor Massing erklären, daß sie den Schlich S- 
ausschuss nicht ancrkenno. weil sie bei dem Gesetz nich 
befragt worden sei. Jch nehme demzufolge an, däß, wenn 
der Landesrat irgendwelche Beschlüsse fasst, diesc von 
der Regierungskommission beachet werden müssten, weil 
das Wort " Befragung " mindestens dieselbe Kraft haben 
muss, wic beimTranzösischen Staat, den die Bergwerks- 
dircktior hier vertritt. "ir können es verstehen, daß 
die Unstellung der Gesetzgebung notwendig ist, können 
aber nicht verstehen, daß man diese Umstellung dazu be- 
nutzt, um das Selbstverwaltungsrscht der Gemeinden \ 
illusorisch zu machen. Dies spinnt sich wie ein roter 4 
Faden durch die ganzen Steucrvorlagen. Dic Veranlagung Bı 
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wird durch die Finanzämter geleitet. Jch möchte be- 
sonders betonen, daß wir es nicht einsehen können, 
daß heute durch die Umstellung der Gesetzgebung dio 
Steuerleistungen gemalt! erhöht werden. Herr Rault 
hat in Genf gesagt, daß der Bergarbeiterstreik minde- 
stens: eine Milliarde Schaden erzeugt hätte. Jch gebe 
zu, daß der EISBRERDE TORE gewaltig gewosen ist. Jch 
möchte aber darauf hinweisen, daß dis Bergwerksdiresktion 
wieder auf demselben "ege ist dieselbe Dummheit zu 'ma- 
chen, die sie vor Ausbruch des Streiks gemacht hat. Die 
Bergwerksdircktion, die in letzter Zeit bei dor Lohn- 
trage allo Grundsätze verletzt, will einfach ihr Diktat 
durchführen. Jch will hier betonen, daß es notwendig 
ist, daß auch die Regierungskommission ihren Einfluss 
bei der in Frage kommenden Stelle durchsetzen muss. 
Nun zu den Entwürfen solbst, 

Vermögenssteuer, Hierzu, das möchte ich besonders be- 

onen, hat die Kommission beschlossen, daß die Goldklau- 


sel eingeführt werden soll und die Kommissionsmitglieder / 


hatten verschiedentlich die Frage an den Herrn Staatskon- 
missar gerichtet, wie sich die Regicrungskommission zu 
der Einführung der Goddklausel stellt. Bis jetzt wissen 
wir noch HIohT, Le die Stellungnahme. der Regierung ist, 
Der Herr Staatskommissar hat arelirt, daß die Regierungs- 
kommissior crst dann zu der Frage Stellung nimmt, wenn 
ihr die sämtlichen Gesetzentwürfe nach Befragung des 
Landesrates vorgelegt werden. Es wäre von großer "ich- 
tigkeit, die Ansicht der Regiorungskommission zu kennen, 
well die Goldklausel nach unserer Ansicht dringend not- 
wendig ists Dann müsste in der Vermögenssteuer die Be- 
lastung größer sein d.h. die Belastung müsste bei größe- 
ren Vermögen viel stärker sein, "ir haben in der Kommis- 
sion auf dem Standpunkt gestanden, daß alle juristischen 
Personen zu besteuern sind» :Dieser Wunsch ist gang und 
äbe, daß die juristischen Personen zur Vermögenssteuer 
erangezogen werden, gerade wie es im deutschen Körper- 
schafts=z. , "und Vermögenssteuer-Gesctz vorgesehen iste 


Gewerbesteuer. Hier möchte ich darsuf hinreisen, daß 

12 #lMi llionen Franken, die der französische Bergfis- 
kus gezahlt hat, lange nicht dem entsprechen, ‚was not- 
wendig ist. Dic Bergwerksdirektion versucht im Saarge- 
biet so viel wie möglich zu sparen, um gewaltige Prolite 
nach ihrem Mutterlande abführen zu können‘ Die Komis- 
sion hat sich dshin ausgesprochen, dAß in der Kommunal- 
steuergesetzgebung der Satz von 70 auf 100 % erhöht wird 
und da® die Steuer innerhalb des Geworbesteuergesetzes 
‚unter 5 % und ‘unter einer gewissen Höhe des Betrages ge- 
staffelt wird. Jch möchte darauf hinweisen, daß der 
Lendesrat cinstimig der Auffassung ist, daß dic Gerwer- 
bestceuer, die der Grubenfiskus zu zahlen hat, den Ver- 
hältnissen entsprechend srhöht unter Mitwirkung. der in 
Frage kommenden Gemeinden beschlossen wird. | 

Dann sind wir der Auffassung, und da stehen wir 
allein auf weiter Flur, denn die Kommissionsmitglieder 
Sind gogenteiliger Ansicht, daß auch die Lendwirte, die 
eine Fiäche über lO ha besitzen, gerade so &ut ihre Ge- 
werbesteuer bezahlen können, wie jeder andere. Es mur- 
de dem a re daß die Landwirte gewaltige 
Schäden gehabt hätten. Jch glaube sagen zu sollen, 
erade die Kreise, die einen großen Besitz haben, die 
haden bisher in der Zeit der Geldentwertung durch \io 
Nechkriogsfolgo 
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Nechkrisssfolge bee hen retten können und deshalb 
können sic auch dic Gowerbestauer leisten. 
Umsatzstcw reesetz. Beim Umsatzstöucrgissctz hättc ich 
araul ninzuwcisen, daß Genossenschaften st.ucrfrei blei- 
ben müsscr, denn sine Genoss.nschaft sctzt sich zusammen 
aus Mitgliedern, deren Vorstand die "arön cinkauft und 
wioder an die kitglicder verkauft. Das ist dann kein 
Umsatz mehr und deshalb sollen Genossenschaften unmsatz- 


. 


stcowrfrei bleiben. "ir stehen auch der Umsatzsteuer 





otmas pessimistisch N wcil wir dic Umsatzbe- 
steuc ' als ungerecht enschan, da sie die Lebenshal- 


tung verteuert und verlangen deshalb auch daß Stouer- 
freiheit der Umsätze von Icbensnotwandigen Lobensmittel. 


Bei. der Verstuuorung von Pacht- und Mistverträgen geht 
unsere Auffassung dahin, daß dicoscs alte Gesctz, wie @ 
bszeichnst wird, draußen bei der Borölkorung als ein 
neuos Gesctz angoschen wird. "ir sind der Ansicht, daß 
"ohnräum; nicht verstsuert werden sollen, man sollc für 
Inxustohnungen sine luxusstsusr sinführen. Die Stadt- 
vcorordre tenversammlung der Stadt Saarbrücken hat sine 
"ohnungsluxusstsuor boschlossen, aber die Regicrungs- 
kommission hat diesco Stwwer nicht genchnigt. 











‚ie Auffassung vertreten, daß die Verordnung vom 22.Juli 
1923 betr. steuerliche Vergünstigung für Kleinvohnungs- 
bauten weiter ausgebaut werden missc. ir hattan bel 
asr Einkomminbostiw rung auch darüber gesprochen und 
unseren 'unsch fastgelogt, daß auch cine Befreiung von 
der Einkommensteuer Platz streifen soll. 

Hoine Damen und Horren! Jch erinnore daran, 
daß die ohnungsnot furchtbar krass ist und der "ohnungs- 
bauvörband seine Tatieksit singestullt hat und daß der 
Knappschaftsver.in auch einstollen muss. Kein liensch 
En &tar ebict kann sich dann Kredit für Kleinrohnungs- 
bauten beschafion. Es ist doshalb von größter Tichtig- 
keit, Erleichterungen heraus zu helon, um wenigstens 
die Erstellung von Kl .inwchnungsbauten zu fördern‘ Das 
ist cin dringöndstes Bedürfnis für das Saargebict. 


Zu der Zuwachsstouer glaubo ich besonders betonen zu 
müssen, daB cs auch hicr srforderlich ist, daß dio Gold- 
klauscl cingsführt wird. 


Bei der Grund- und Gsbäudestauer möchte ich ausführen, 
die sshematischs Umrechnung der Katastoreintragungen 
von Telerın, Gulden user. zu schematisch ist. Es ist vom 
roßen Teil der Komission gusagt worden, daß dioses 
ystem voraltot ist. Es wärc deshalb auch erwünscht, 
daß die einzelnen Gemeinden ihre Stoucrautorität behal- 
ten. "ir wollen nämlich nicht haben, d>B die Genchmigung 
eingcholt zu werden braucht. Jch glaube im Namen meiner 
Fraktior sasın zu sollen; wir sind bereit, so wit zu ge- 
hen; ic ob.n möglich, abor man snll nicht allcs, für das 
bisher die Gomsinde zuständig var, abschaffen, um die 
Gemeindc an das zu verpflichten, was scitens der. Rcegie- 


skemmissiön festgslsget wird. Die Gemeinden müssten 
Sonderstousrordnungen orlasson können und danach ihre 
Steuern zu orhceben. | | 


Bei Grundstücksübertregungen hatten wir in der Kommission % 
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Der Aufhobung der Tarennaussteuer stimen wir zu 
° »m Entwurf betr. "andergce- 


Der Erhöhung der Biersteuer stimmen wir nicht zu, weil 
man dem arg Menn seinen "ein nicht verstouern soll, 
Jch meine, auch dcr ‘kleine Mann hat das Bedürfnis, sich 
etwas aufzufrischen. Jn dem Kommunalabgabengesetz ha- 
ben wir sefundon, daß die Regierung die Gleichstellung 
des Hundertsatzes aus dem bayr. Gesetze übernommen hat. 
"enn man so weit geht mit dem ÜUcbernchmen, dann soll man’ 
auch konsequent sein und Verschlechterungen hcorauslassen, 
Aa. due tert ist Zu ... Btroichen Und Ich 
bitte, daß auch dio Regierung das sinsicht. Dann vor- 
weise ich darauf hin, daß in der Verordnung betr. 
Erhebung und Verrechnung der dirckton Kommunalstcuern 
mindc acherhebung der Lohnsteuer für [923 ge- 
strichen wirdoen muss. Der Lohnstsusrabzug von 4 % scllte 
doch für 1923 als abgegolten gelten, aber in dieser Ver- 
ordnung kommt man wieder zu döm Moment und 'sagt, für die 
Kommunen ist diosc Steuer nicht abgegolten. ES müsste 
also der Lohnsteuerpflichtige seine Nacherhebung crhalten, 
was nach unseron Dafürhalton eine Ungerechtigkeit wäro, 
besonders d:sshalb, weil in dn 4 % ST ouorabau keinc so- 
ziale Steffolung enthalten war. Unsoro Frektion steht 
auf dem Standpunkt, daß dieser Passus in dem Entmurf go- 
strichen worden muss. 
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Bei der BEinkornmenstcuer sind wir der Auffassung, drB be+ # 
sonders unser Staatsoborhaupt auch Stouem leiston soll. | 
Jn der Kommission gingen .die Meinungen auseinander. Jch # 
laube sagen zu söTlon, wonn man wirklich dio Diplomaten- % 
rage in die "agschale werfen will, so ist für mich und 49 
unsere Frakticn maßgebend, daß die Mitglieder der Rogis- % 
rung ihre Gehälter aus der Staakskassc des Saarg.bietes 7 
erhalten. Sie sind Beamte des Völkerbundes, aber wir ’ 
bezahlen sic. Jch möchte bostonen, daß dies unser Stand- % 
punkt ist und wünschen, daß auch die anderen Fraktionen 
sich diesem Standpunkt anschließen. Des weitsren haben 9% 
wir in der Kommission bcoantragt, daß das Zxistenzminimum -% 
noch erhöht werden müsste. "ir erkennen an, daß im Ge- ° 
sotz Fragen enthalten sind, die wir akzeptioren, aber 
> nöchte an 22 kan, daß der“steuerfreie Abzue für 
en R ä er Seife "Erbungszösten auf 1200.- 
Frcs., Tür Scine Frau und jedes Kind auf 600.- Frcs. 
festgelegt wird, "ir haben einen Tarif ausgearbeitet, 
der keine Vorlichbe bei der Kommission gefunden hat. "ir 
"sind hier im Saargebiot so glücklich, daß wir keine Ro- 7% 
para.ionsleistungen zu tragen haben und deshalb wäre es 1 
uns auch schr erwünscht, wenn in der Besoldungsfrags die | 
Besoldung der ausländischen Beamten. nicht höhor wäre, h 
wie die ER inländischen. Jst das kcine indirckte Re- ' 
arationslast, denn auf jeden Fall dürfte die stouor- “l 
Teehe Belastung nicht viel höher sein als in der Vor- | 
krisgszeit. "enn ich cinen Verdienst von 6.- Mark zu- 4 
rundelcegse, so betr.gt das bei 300 Arbeitstagen einen | 
| 








A a 4 


ahresverdionst von 1800.- Mark. Jch will keinen Abzug 

cinsctzen, dann ist die steucrliche Belastung für don 
Staat M 2L.- und cinschlicoßlich Gemeindeumlagen M 65.-., 
Heute ist dor Höchstverdienst 20.- Frces., dann würde dio 
Steuer betragen bei 10 % = 360.- Fres. Nehmen wir dic 
659.- Mark nach dum Goldstand, so wären dass 260.- Pa- | 
pierfranken. "ir schen an dicsem Beispicl, daß die B- > 
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Belastung vicl höher ist, als in Friodenszeiten. Dann 
habcn wir darauf ningewicsen, wenn wir dic Gegenwarts- 
zeserung wollen, dann dar® doch in einem Entwurf dcs 
Einkommenstouorgesotzcs vine dreijährige Veranlagungs- 
periodo fsstgelcgt werden. Dio Kommission hat sich cin- 
stimmig gegen diesen Passus ausgesprochen und wir 'hät- 
ten den "unsch, daß diese Fassung gestrichen wird. 
"enn man in der Bogründung von einer Gegenwartsbesteue- 
rung redet und nachher vom dreijährigen Durchschnitt, i 
so ist das keine Gegenwartsbosteuerung, 'sondern noch 4 
mehr wie cine Vergangenheitsbostouerung. Jch glaube, \ 
daß es so gemacht werden soll, daß man wirklich annä- 3 
hernd an die Gegenwartsbostouöorung horankommt. Ganz S 
wird cine Gegenwartsbesteucrung nicht möglich sein, 
woil für die Nicht Fohnetoueret Ya chtigon ic Veranla- 
gung schwicrig ist. _ Vorschusszahlungen werden gelei- 
Stet;von einer wirklich dirckten Gegenwartsbestcuerung 
kanr man nicht reden und ich glaube sagen zu sollen 

daß man objektiv scin soll 'und nicht den dreijährigen 
Durchschnitt zugrunde lc#t. 

Dann habe ich im Auftrag unserer Fraktion zu 

etonen, daß, wenn die Lohnsteuor beibchalten wird 

er allerschnellstc Te& gefunden werden muss, daß dic 
Betriebsgomeinde dic Stcuer an die "ohnsitzgemeinde 
abführt. Es kann nicht angehen, daß cs so weitergeht, 
wie ces bisher ware Dann glaube ich darauf hinweisen 

zu dürfen, daß os uns erwünscht ist und dass wir dafür 
eintreten, daß die Verteilung weiter bestehen bleibt, 
wie sie bis jetzt bestanden hat, auch wenn wir Horrn 
Karius vor den Kopf stoßen, Dor Staat erhält Y/5 und 
die Gemeinde Y5. Jch weiß nicht, ob die Sozialdemo- 
kratie Anhänger hat, die einer Religionsgemeinschaft 
angchören und ihre Stoucern nicht bezehlen wollen. Jch 
glaube, daß dicse ihre Stouern zahlen. Aber wir wehren 
uns dage&cn, daß man eincm Nanne Abzüge macht an Kultus- 7 
en, dic er gesetzlich zu zahlen nicht verpflichtcot # 
ist. 
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( Zuruf Karius:"Er bekommt sie zurück!) | # 


Ja, er bekommt sic zurück. Abor wann boko.mt er sie, 4 
wenn die "ohnsitzgemeinde ihr Geld bekormt, was mitun- % 
ter_6 Monate dauert. so werden wir cs auch hier finden, 9 
vielleicht in einem Jahrc oder 2 Jahre später. Jch u 
habe in dor Komission die Auffassung vertreten, daß, = % 
wenn man wirklich die Stcucr abziehen will, daß dann “ 
auf dem Steuerbuch ein Vermerk ‚scmacht werden müsste 
daß dieser und jencr aus der Kirche ausgoschicden ist 
und daß ihm die Steuer nicht abgezogen wird. Durch 

das u Hinausziehen der Zurückerstattung kann es so 
gehen, daß der Betrag am Zeitpunkt der Zurückerstattung 
nichts mehr wert ist. Jch möchte Horrn Karius sagen, 
daß dieses Jehr die Kirchengemeinden ihre Steuern er- 
hoben, und ich kann Jhnen noch sagen, daß die meisten Bo 
Kirchengemeinden ihre Steuerzettdi hinausgehen licßen. 4 
Es wäre auch besser, wenn die Kirchengemeinden ihre a 
Steuern selost fostsetzon und solbst eintreiben. Das 5 
wärs ein gangbarer "eg. Tlenn dieser nicht oinge- h 
schlagen würde, dann wäre das Saargebiet das ersto 4 
Staatsgebilde, in welchem dio Kirchensteuer vom Lohn- 
abzug abschalten wirde Jch orinnere an die Ausführun- 
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nicht, ob das ein Organisationsfutter ist, um sagen zu 
können, die Regicorungskömmission ist wirklich lIcyals Jch 
möchte besonders darauf hinweisen, daß das Stockcenpford, 
das Sie, Herr Karius reiten wollen, nicht stimt. Dam 
möchten wir besonders darauf hinteisen, deß dic Nacher- 
hobung bei den Lohnsteuerpflichtigen 


ls. große Unkosten crzeugt 
2. daß ein sowaltiger na Sea aufgobaut werden muss, 
: um die Steuern einzutreiben 


3. muss zugegoben werden, daß dio Lohnsteuerpflich- 
be ihre Stouerleistungon sofort, "lso in Gold 
zanlen müssen,. während die anderen Steuerkategorien 
immer noch etwas nachhinken. 


"ir wollen die Steuer durch den Lohnabzug als ab- 
gegolten wissen, eine Nacherhebung wollen wir nicht, denn 
man kann, wenn die Unlage 200 % beträgt, bei solchen klei- 
nen Binkommen doch die aeherhebung wirklich nicht als so 
wichtig halten. "”enn aber die Nac et akzeptiert 
wird, müsste der Landesrat so weit gehen, daß das ort! 

" muss " in das "ort: * kann " ersetzt wird. Es muss der 
Gemeinde gestattet sein, daß, wenn sich eine Nacherhebung 
nicht rontiert, darauf verzichten zu können. Der Herr 
Regierungsvertreter hat in der Kommission erklärt, man 
könne die Steuer niederschlagen, aber man wüsste zuerst 
die Veranlagung machen. "as hat es dann für einen Zweck? 
Meine Damen ann Herren! Mein Herr Vorredner hat besonders 
über den Hrushaltsplrn des Saargsbietes geredet und es 
wird notwendig sein, daß wir auch den Etat etwas durchge- 
hens "ir können nicht verstehen, daß man in Paris ein 
Sekretariat errichtet hat. Jch glaube, daß dies nicht im 
Interesse des Saargebietes liegt und daß man dieses Geld 
zur Aufbesserung der Bezüge der Jnvaliden verwenden solle. 
Jch gehe hier mit Herrn Karius konform, er soll uns aber 
nicht so herabsetzen, wie er es z.Zt. hier getan hat. Jch 
möchte hinweisen, daß wir es gewesen sind, die gesagt ha- 
ben, die Renten reichen nicht aus und das ist heute "ahr- 
heit geworden. Aber gerade er war damals gegen uns. Dann 
gaube ich sagen zu sollen, daß die Autounkosten der Zen- 

ralverwaltung zu hoch erscheinen. Dort könnte auch et- 
was mehr gespart werden. 

"enn wir heute sehen, daß der Zuschuss des Saar- 
gebietes O.-Frences beträgt und in der Vorkriegszeit XD.- 

oldmark betragen hat und die Landeskasse 1 20 000.-Frcs. 
für Jnvslidenversicherung eingesetzt hat, so erscheint uns 


‚dieser Betrag minimal. Unser unsch ni daß wenigstens 
’ 


der Zuschuss des Saargebietes erhöht wir 





daß er den Vor- 
kriegsverhältnissen entspricht. Für solche Sachen finden 
wir uns bereit, Steuern zu geben, aber nicht für ein Se- 
kretariat in Paris. Jch will mich über die Frage des ka- 
tnolischen Kultus des Saargebietes weniger aussprechen, 
aber ich stelle fest, daß diene Ausgaben weit höher sind 
als für Jnv=zlidenversicherung. "ir sagen, daß die Kirche 
a AT Varge ron behandelt werden soll im Staatsgebilde., 
"ir lassen Jinen Jhre Jdeen, aber der Staat hat nicht die 


Aufgabe, Jhre Sachen im Staatsh:ushalt festzulegen. Man 
schimpft über den Arbeitsminister Fuhrmann, aber über das 
Kultusministerium schimpft man nicht. Mon muss berück- 
sichtigen, d-B Fuhrmann ein \kleiner Mann ist, der nichts 
zu sagen hat, daß aber von Jhrer Seite große leute bei der 
Regierung sitzen, dis auch etwas zu sagen haben. Von dem 
kleinen Fuhrmann ist nichts zu erwarten. 


Dann 
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Dann habe ich besonders im Haushaltsplan darauf 
hinzuweisen, daß der Satz von 5 Millionen Francs Unter- 
stützungen von Notleidenden _.. | 

ls ganz verschwinden sollte, und daß | 
24 ein Gesetz geschaffen werden soll, in welchem 
Eee gesetzliche Rechte garantiert 
ee harı | 

Tas sind 5 Millionen Franken für das große Elend im Saar- 

gebiet?°=” Gar nichts! Es wäre notwandig, daß das deut- 

sche Notstandsmaßnahmengesetz im Saargebiet eingeführt 
würde. enn Sie heute sehen, daß die Saarknappschaftsbe- 
rufsgenossenschaft an Unfallrenten alle lasten übernommen- 
hat, können wir feststellen, daß ein großer Teil Unfall- 
rent enempfänger immer hoch Markrenten erhalten Es 

müsste hier etiras re he ee - die Unfallrenten alle 7 

in Frances umgestellt werden, Die Regierungskommission 1 

müsste sich mit der Elsass-lLothringischen Berufsgenossen- 

schaft verständigen, damit die Renten den Verhältnissen 
entsprechend aufgebessert werden» | 

Dann stelle ich im Haushaltplan fest, daß die 
indirekte Besteuerung nach Abzug der Kohlensteuer immer 
noch 27 Willionen ausmacht, Mein Vorredner hät erklärt, 
daß das die beste Steuer sei, die die wenigsten Ausgaben 
verursacnhts Jch erkläre, daß das die ungerechteste 
Steuer ists Mit Ausnahme der Kohlensteuer ist die in- 
direkte Bestsuerung die Steuerlast, die von den Konsumen- 7 
ten bezahlt werden muss. '!ir stimmen deshalb nicht für ’ 
die Erhöhung der Biersteuer, _Jch habe besonders darauf 
hinzuweisen, daß die Ruhegehaltsempfänger, den Verhält- 
nissen des Saargebietes entsprechend a gefunden werden» 
müssen. Diese haben den Verwaltungsstellen des Saarge- 
bietes ihre Arbeitskraft angeboten und düese Arbeitskraft 
ist aufgebraucht worden und deshalb hat das Saargebiet 
für die Leute in den alten Tagen zu sorgen. "enn üns die 
Regierungskommission Steuergasetze vorlegt und bei diesen 
Steuergesetzen ke Er runden herausholen will, dann 
muss sie auch etwas für die Bevölkerung tun; Herr Karius 
hat sein Steckenpferd wieder geritten, indem er gegen 

le Demonstration der Ireien ewerkschaften auftrat. Jch 

bin der Auffassung, aaß die Teuerung®demonstration doch 

einmal notwendig gewesen ist und wenn eine Verbillig 

der Lebensmittel eingetreten ist oder die Preissteige 

halt machte, so sage ich, daß sie nur auf Grund der Demon- 

stration halt vomacht hat. Trotzdem man alles gegen die 

freien Gewerkschaften losließ, hatten sich alle christlich % 
organisierten Arbeiter beteiligt und daran sieht man auch, 

Gab das Bedürfnis besteht, die Lebenshaltung zu verbilli- 
en. Jn der Knappschaftspensionssache stimme ich Herrn 
arius zu. Diesse betrug in der Vorkriegszeit /3 des & 

wirklichen Lohnes, heute 15 % des Durchschnittshauerlohnes, | 
ir sehen, daß Direktor Massing, der auch der Regierungs- 

kommission Verttragsverletzung vorschmeißt, in einem Schrei- ® 
ben zum Ausdruck bringt, daßer die Schlichtungsausschüssoe 
nisht anerkennt. Damit sagt er doch sicher, die Regie- 
rungskommission hat den Friedensvertrag verletzt. Auf 

Grund dessen ist von dieser Seite nichts zu erwarten. 

Aber wir haben ein Regierungsinstitut, das Oberhergant. 4 

Dieses müsste einsehen, daß dis Rentenbezüge zu niedrig 4 

sind,und wenn es seine Autorit.t hochhalten will, auch 4 

eingreifen will. Die Bergwerksdirektion sagt, bis hier- 4 

hin und nicht weiter und wir haben bei den Verhandlungen 

mit der Bergwerksdirektion festgestellt, daß, was Massing 

sagt, uns auch von der Abteilung der Regierungskommission 

. gesagt 
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gesagt wird. Nan sieht, daß Herr Nassing auch einen 
großen Einfluss auf des Oberbergamt ausübt. 
Dann hätte ich noch darauf hinzuweisen daß i 
wir das fhristentum nicht unmöglich machen wollen. j 
"> wollen ihm seine Errungenschaften seit 2000 Jahren 
lassen, trotzdem man da gewaltig kritisieren könnte 
und man würde sehr viel faules ım Staatd Dänemark fın- | 
den. Yan wird dann auch finden, dab die Schlagwörter, i 
die sie gegen uns in "Shlerversammlungen schleudern, 
nicht zutreffen. Die Sozialdemokratie hat auch für die 
Aufhebung des Jesuitengesetzes gestimmt; sie ist nicht 
religionsfeindlich, was sroße Denker der katholischen 
Kirche zugaben. r 


OBEN) 
Vorsitzender; _Jch schlage vor, in eine Mittagspause einzutre- 
ten. _enn sich kein "iderspruch erhebt, schließe ich 
die Sitzung. -— Yiderspruch erhebt sich nicht. 


Das Haus vertagt sich auf 1 Uhr 30 linuten, j 





Schluss der Sitzung 1 Uhr, 
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Nechmittags-Sitzun 
am 24,November 19283. 


Vorsitzender: Ich eröffne hiermit die Sitzung. (2Uhr 15 Minuten). 
"ir fahren fort in der Besprechung.Das Viort hat der Abge- 
ordnete Schmoll ! 


Schmoll (V.f.H,u.L.): Meine Tamen und Herren! Wir stehen vor der 
bedauerlichen -atsaäche,daß wir die »aarbevölkerung mit neu- 
en’nicht unerheblichen Steuern belasten müssen. Ich wundere 
mich,daß der Abgeordnete Hoffmann nicht erkannt hat,weshalb 
diese außergewöhnliche Delastung der ERST OH EEIEEE kommen 
mıRß.Es ist dies darauf zurückzuführen,daß ein Wunsc ‚der von 
Ihrer Seite immer wieder gestellt wurde,in Erfüllung gegangen 
ist. Dadurch,daß die Kohlensteuer "_, abgebaut wurde, 
wurde naturgemäß ein großes Loch in den Haushaltplan des 
Daargebietes gerissen,das nun zugsstopft werden muß,und das 
ist der Grund,weshalb wir die »aarbevölkerung mit diesen 
&ußergewöhnlichen Steuern belasten müssen. ir sind der Mei- 
nurg,daß bei errang der neuen Steuern unbedingt auch die 
Kohlensteuer wieder aufgebaut werden muß. \iie die Iranzösi- 
sche Grubenrerwaltung diese Steuer bezahlt,ist mir vollstän- 
dig gleichgültig.Die Kohlenstauer betrug früher 20 %,wurde 
dann ebgebaut auf 15 % und beträgt jetzt sogar 5 %. Früher 
hat sie 60 bis 70 !ällionen dem saarländischen Budget ge- 
bracht,heute nur noch 80 lüllionen.Diese gewaltige Differenz 
ist nunmehr zu decken. 

iienn wir neue Steuern einführen müssen,so sollten 
wir döch auch wieder an die Kohlensteuer denken.Ich vertrete 
die Weinung,daß die Grubenverwaltung,selbst wenn sie statt 
20 % nur 15 % bezahlt hätte,doch dem Saargebiet eine ange- 
messene Steuer zugeführt haben würde. \ienn jetzt die Steuer- 
Schräube stark angezogen werden mß,so vertrete ich auch die 
Änsicht,daß die Steuer,die jetzt die Grube bezahlt,so gering 
ist,daß wir unbedingt wieder an den Aufbau der “ohlensteuer 
denken müssen. 'enn die Kohlensteuer von 5 auf 10 % erhöht 
würde ,so wäre der richtige “aßstab gefunden,den wir im Inte- 
resse der saarländischen Bevölkerung verlangen müssen. Ich 
plädiere deshalb hauptsächlich dafür,daß die Xohlensteuer 
von 5 auf 10 % erhöht wird.Des weiteren sind wir der Meinung, 
daß bei der Beratung der Steuergesetzgebung etwas für den 
Wohnungsbau getan werden muß.Das Daargebiet hat lange gelit- 
ten unter der unglücksel}gen ee | 
Saargebiet hätte in Jer Nachkriegszeit einen Bene kig Auf- 
Schwung genommen,wenn iohnungen und gewerbliche Räume genü- 
end vorhanden gewesen wären.wir müssen dafür sorgen,daß der 
„ohnungsbau endi:ch wieder in Lang kommt,und daß das private 
ıtal dem ‚ohnungsbau wieder zugeführt wird,.\Wir vertreten 
die Änsicht,daß man allen Bauenden steuerliche Erleichte- 
rungen zubilligen soll,damit das Kapital wieder Interesse 
sn dem Wohnungsbau nimmt,und werden bei dem Einkommensteuer- 
gesetz entsprechende Vorschläge machen. Im übrigen sind wir 
im großen und ganzen mit dem System,das uns die Regierungs- 
kommission vorgelegt hat,einrverstanden.\ir betrachten es 
zum Teil als einen Fortschritt gegen früher.Auch willen wir 
haben,daß den Gemeinden nicht 1 | 
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lzuviel Zwang auferlegt wird, 
aber die Forderung rach vollständiger Freiheit,wonach die 
Gemeinden gänzlich frei schalten können,ist nach unserer Är- # 
sicht eine zuweitgehende. An den bestehenden Zuschlägen w- # 
nach die Zuschläge den Gemeinden dei Kontrolle unterworfen #3 
sind,wollen wır nichts geändert haben.Ls hat sich wiederholt 
gezeigt,daß die Gemeindeverwaltungen mit viel geringeren 
Litteln sausgekomen sinc,als vorgeschlagen war.Es liegt im 
Interesse der Steuerzahler,daß älese Gemeinden mit Ausnahme 
zurückhalten in einer Zeit,in welcher das Volksganze mit 1 


neuen_ 
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neuen Steuern erheblich belastet werden mß.:tenn heute mor- 

en gesagt murde ‚Trüher wäre keine Kontrolle gewesen,so ist 

as Ialsch./er Etat war stets genehmigungspflichti „Die jeni- 
gen Herren,die schon Beratungen in größeren Gemeinden beige- 
wohnt haben,werden gehört__. . haben,daß selbst Bürgermeis- 
ter die Kontrolle nicht allzu tragisch nehmen.\ias die Kirchen- 
steuer anbelangt,so stehen wir auf dem otandpunkt,den heute 
morgen Herr Karius schon vertreten hat.Wir wellen der Kirche 
geben,was der Xirche ‚und dem Staate ‚was_den Staate ist,Wir 
Stimmen auch dafür,daß den Rentnern und Penszonären im Saar- 
gebiet geholfen wird,ebenso sind wir der Ansicht,daß die Be- 
amten besser bezahlt werden müssen,denn diese sind 
z.2.außerordentlich schlecht bezahlt.ir haben kein Verständ- 
nis dafür,daß die Landwirtschaft auch noch zu den gewerblichen 
Steuerr. herangezogen werden soll,besonders weil die Landwirt- 
schaft gerade im vaargebiet unter außerordentlich schweren 
Bedingungen arbeitet.oie kann selbstverständlich neben der 
Grundsteuer nicht auch noch Gewerbesteuer aufbringen. 

..... Da ich den Etat des »sargebietes in den einzelmen 
rositinnen nicht genau kenne,so kann ich ihn auch nicht be- 
urteilen. /as mir an dem Haushalt aufgefallen ist,ist,daß man 
versucht hat,außerordentliche Ausgaben durch ordentliche EBin- 
nahmen zu decken. Es ee dem Grundsatz einer klugen 
und vorsichtigen Finanzpolitik,daß man außerordentliche Aus- 
gaben durch Anleihen deckt 


( Zuruf: "ohern nehmen °?) 


nicht eber durch laufende Einnahmen. derartige Ausgaben müs- 
sen durch besondere Naßnahmen finanziert werden.Der Viohnungs- 
bauverband hat aueh l}ällionen über Millionen bekommen.Es wird 
der Regierung nicht einfallen,daß sie diese Ausgaben aus der 
Bevölkerung in Gestalt von Steuern auf einmal herauszieht. 

Es ist sehr erfreulich, feststellen zu können,daß das_Zusan- 


menwirken zwischen der Regierungskommission und den Landesrats- 


mitgliedern in den Kommissionssitzungen ein durchaus hermo- 
nisches war und wir würden es begrüßen,wenn äiese Huhe ‚wie 
sic in den Xommissionssitzungen geherrscht hat,auch künftig 
das öffentliche Leben im »aargebiet beherrschen würde.Wir 
müssen dahin kommen,daß wir mit der Regierung zusammen ar- 
beiten,die Wirtschaft des Saargebietes erfordert das.Es he 
nicht,daß man geZzen die Regierung bei jeder \elegenheit Op- 
position macht. 

‚ „Auch im letzten loment sind wieder Denkschriften ge- 
gen Jie Steuervorlagen vor allem aber gegen Beschlüsse ‚die 
wir gefaßt haben,herausgekommen.Es geht nicht,daf’ man Immer 
wieder Oppositinn macht.!\;ir müssen im Daargebiet dazu über- 
gehen,die \irtschaft in den Vordergrund 'zu stellen und ver- 
suchen,mit der Regierung zusammen zu arbeiten zum \iehle des 
Sasrgebietes,zum llohle der Saarbevölkerung. 


Vorsitzender: Das “ort hat der Abgeordnete Reinhard! 


Reinhard (K.P.): Meine Danen und Herren! Bevor ich in die allgemei- 
ne Generaldebatte eintrete,erachte ich es für meine Pflicht 
zu betonen,daß meiner Ansicht nach die Worte des Herrn 
Schmoll überflüssig sind.Es liegt nicht an der Bevölkerung 
des Duargebietes,ein gedeihliches Arbeiten mit der Regierungs- 
komission herbeizuführen,sondern es liegt daran,weil die 
Regierungskommission hier nichts zu suchen hat,weil wir sie 
nicht gerufen haben,sie also das Vertrauen der Bevölkerung 
nicht genießt.Bei der Beratung der Steusrgesetzse müssen wir 

uns als Vertreter der Arbeiterschaft von Iolgenden drei Frü- 
gen leiten lassen. 
las soll mit den Steuergroschen ange > 
er 
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der gesamten Eevölkerung,insbesondere der Arbeiterschaft ab- 
gepresst werden. 
2.\ler hat die Steuerlasten aufgrund der vorliegenden 
Gesetzesvorlagen aufzubringen,und 
‚ist die Regierungskommission die anerkannte Vertre- 
terin der »vaarbevölkerung. 


Zar Beantwortung der ersten Enge müssen Öle mir schon 
gestatten,einmal näher auf den Haushaltsplan der Verwaltu 
einzugehen. Ich bin der Auffassung und das wird wohl bei allen 
der Fell sein,daß,wenn man als Vertreter der Bevölkerung, 
Steuern bewilligen soll,man sieh damit beschäftigt,was mit 
diesen Steuern geschieht.Neine Auffassung ist die,nachdem 
ich den Haushaltplan durchgegangen bin,daß der größte Teil, 
der Steuergroschen nicht zu dem Zwecke verwandt wird,wie wir 
als Arbeiter an der Saar es wünschen.Schon in dem ersten Teil 
machen sich bemerkbar die ungeheuer hohen Gehälter der Mit- 
Bireder der Regierungskommission.Es sind dort an nackten Ge- 
ältern eingesetzt 550.000.-Fres für 5 Personen.\ienn wir fer- 
ner bedenken,daß nachher in den Steuervorlagen festgelegt ist, 
daß diese leute keine Steuern zu zahlen brauchen,so bedeutet 
das schon im Voraus eine Ungeheuerlichkeit.Ferner sind die 
Ausgaben für ein Sekretariat in Faris vorgesehen.Wir haben 
bisher noch nicht das Bedürfnis Ba une durch unsere Re- 
jerungskommission in Paris ein Büro einrichten zu lassen. 
inscheinend hat das Büro auch keinen Zweck. Das beweist 
schon das Redeverbot der kommunistischen und sozialistischen 
Abgeordneten Frankreichs,die in diesen Tagen hier sprechen 
sollten.Das Geld für dieses Sekretariat ist absolut nicht an- 
ebracht und kann sehr gut für andere Zwecke Verwendung fin- 
en. Ich habe mich besonders gewundert ,‚daß kein Abgeordneter 
den Teil angeschnitten hat,der 46.000.-Frces. für den Studien- 
ausschuß vorsieht. | 
las hat dieser Studienausschuß für einen Zweck 
im Saargebiet.Es wurde von dieser Tribüne aus bei früheren 
Anlässen die arbeiterfeindliche Haltung dieses Studienaus- 
schusses kritisiert und wir können nicht begreifen,was die- 
ser »tudienausschuß soll.Es ist ein Abklatsch des alten 
preußischen Herrenhauses,wie ja die Regierungskomission 
so manches reaktionärse Gesetz,das in Deutschland in der 
Rumpelkammer verschwunden ist,hier wieder auflackern läßt. 
Diese Gelder sind direkt verschleudert.Was den Haushalt der 
Zentralverwaltung anlangt,so haben wir festgestellt,daß dort 
mindestens 1 YY2 !üllionen Fres.gespart werden können,beson- 


ders an den hohen Gehältern der oberen Ramten,un den ungeheu- 7 


eren Summen für Reisekosten Umzugskosten und den ern en 
Summen für den Autodienst.Wir können absolut nicht einsehen 
weshalb man 100,000.-Fres.einsetzt allein für den Autodienst 
der Regierungskommission.Unserer Meinung nach ist das »aar- 


gebiet gär nicht so groß,wenn man heute die modernen Geschütze 4 


im vaargebiet probieren wollte,so würde man stets über die 
Grenzen hinausschießen.Bei der Verwaltung des Innern sieht 
die ©ache noch toller aus.Die SUREIDTSLISTURg  Deanndesg dic 
Arbeiterschaft ist mit Recht empört darüber,daß überall bis 
in die kleinsten Orte np in, Land JABET ERNERACE wie Pilze 
sus der Erde schießen und wenn man feststellen muß,daß zur 
Niederknüppelung der Arbeiter durch Iandjäger 3 Millienen 
Franes eingesetzt sind,so. weiß man nicht mehr,was man sagen 
soll.Dasselbe ist festzustellen bei der Ländeskriminalpoli- 
zei. Es ist bedauerlich,daß ein Kulturvolk Hunderttausende 
von Fränes äauswirft,unm Spitzelapparate zu bezahlen,die ihre 
hufgabe darin schen,anständige Menschen hinter Schloß und 
Riegel zu bringen,lienschen,die eine andere politische Auf- 
tassung häben ‚wic der politische Staat.Wir lehnen es ab,für 
derartige Gebilde Steuergroschen zu bewilligen. n 
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Es kommt weiter der Haushaltsplan für das Arbeitsamt. Hier 
Sind Wan PUVERBenge Sense: VMeinung wie ‚unsere Freunga dir S0- 
zialdembkraten.Ich hube mich gewundert,daß man nur 600: 000: - 
Fres. eingesetzt hat für die Erwerbslosenfürsorge. Ich stehe 
auf dem Stundpunkt,duß diese Summe mindestens um das Zehn- 
fache erhöht werden mıß.Dort kann man.Geld verwendensDort 
gilt es,das Elend der Arbeiterklasse zu beseitigen,tch | 

habe schon einmal beantragt,die Erwerbslosenunterstützung,die ' 
75 % pro Tag beträgt,auf mindestens das Zehnfache zu erhöhen. 
Hier kann die Regierung Not lindern.Aber die Kegierung duldet 
8,daß Hunderte von Bergurbeitern gemaßregelt werden und da- 
urch der Arbeitslosenunterstützung zur last falleniFerner, 
hahe ich Iestzustellen,daß für den Verwaltungsapparat des_Ar- 
beitsamtes unerhörte Summen gezahlt werden,die in keinem kin- 
klang mit dem stehen,was von diesem bisher geleistet worden 
ist. Ich mıß mich wundern,daß der Redner der Sozialdemokraten 
wörtlich BSaBt hat,von Fuhrmann ist nichts zu erwarten und 
Fe en a kleine Gernegroß,der doch ein Parteifreund 
von ihm ist... 


( Zuruf Hoffmann : Aber er hat nichts zu sagen! ) 


Wenn man diesem \ann 40:000.-Fres.im Etat unsetzt,kann ich 
Nicht begreifen,daß man ihn als BEUELIBN der Partci duldet. 
Wir stehen schon lunge auf dem Stan t,daß dsrt eine Ände- 
rung geschaffen werden mß.Über den Etat Sozialversicherung 
ist heute morgen viel geredet worden,Äber ich erinnere Sie 
daran,daß,als wir über die Sozialversicherung beraten haben, 
die Herren ven der Rechten und vom Zentrum gegen unsere An- 
träge stimmten.Sie haben dagegen gestimmt,die Unfallversiche- 
rung,sowie die Reichszuschüsse zu der Inv&älidexversicherung 
zu erhöhen.Wir sind der Auffassung,daß in dem Kapitel Sozial- 
versicherung 10 \illirnen Frances zu Roi eingesetzt sind, 
wenn man in Betracht zieht,daß heute im Saargebiet noch Hun- 
derte von Unf&ällrentnerx sind,die ihre Rente in deutscher 
Mark beziehen.Die Regierungskommission hat die Pflicht für 
diese Leute etwas zu tun.Die Regierungskammission hat den 
Vertrag von Versailles wiederholt gebrochen, sie hat infolge- 
dessen nicht das Recht,sich in anderen Pınkten auf den Ver- 
trag zu stützen. 7 
Ich komme zu dem ktut für Wissenschaft ‚Kunst ,Yolks- 

hildung,kathulischer Kultus usw. Hier sind wir anderer Meimung 
wie die Ssoziuldemokruten.Die kirchlichen Einrichtungen ‚die | 
kirchlichen Organisationen müssen befreit werden von Stast. 
Die Heiigion als solche ist Privatsache.lir setzen uns da- 
Bogen zur Wehr,daß die Regierungskommission zur Bezahlung von 
telstlichen, zur RR von Kircheubäuten usw. 3 Mlli- 
onen Franes.einsetzt.\iir hätten geglaubt,daß die Herren ven 
Zentrum,die diese Richtung vertreten,es äblehnen würden, daß 
man ihnen vox Seiten der Regierungskommission diese Gelder 

ibt,denn sie sind diejenigen.die immer das Deutschtum im 
' Mande führen. 'enu ihr Inntscklun so weit geht,dann sollten 
sie es such üblehnen, daß man von seiten der Regierungskymmis- 
sion versucht,durch derartige Mittel die französischen Ziele 4 
zu verwirklienen.Es wurde .nicht mit Unrecht schon heute darmf% 
hingewiesen,daß in der französischen Kammer schon mehrmal be- % 
schlossen wurde ,im Saargebiet eine gut katholische Pslitik 4 
zu machen. Diese gut katholische Folitik,die man im Saarge- | 
biet machen will,soll uuch ihre Früchte zeitigen.Wir Sonen 4 
es ub,für eine Regierung,die derartige Institute unterstützt, #® 
suf der underen weite aber die Arbeitslosen verhungern läßt, % 
Steuern zu bewilligen.Es steht den Herren vom Zentrun xzicht 

Sat an,wenn sie hier stehen und immer auf dem lüinisterialrut 
Fuhrmann herumhäcken.Ich habe festgestellt,daß für Notton 
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und die anderen Herren dieselben riesigen Gehälter festgesetzt 
sind und diese Herren sind heute_uüuch noch lütglieder der Zeu- 
trumspurtei und haben noch mehr Einfluß auf die Regierungs- 
kommission wie die Sozialdemokraten, Dassclbe ‚was ich über den 
katholisehen Kultus gesagt habe,gilt auch für den evangelischen 
und isrüelitischen.Die Mitglieder dieser Konfessionen müssen 
selber dje Mittel wufbringen ,um.diesen Apparat zu bezahlen. 

Bei der Hochbuurerwaltung ist mir ganz beSonders „ufgefullen, 
daß gevialtige Summen aufigewandt werden zur Erhaltung von frü- 
heren Kasernen und Umbauten derselben. 

Ich würde einmal gern erfähren,welchem Zwecke diese 
Gebäude zugeführt werden sollen, 

Ich habe mich geffeut,daß bei der Strußenbeuverwaltung 
cine anständige Summe eingesetzt werden soll.\ienn man heute 
die Sträßen im Saurgebiet durchreist-wir sind nicht in der 
Bar igaen lage,Auto fahren zu können,wie_die Herren von der 

erlernen "ira muß man feststellen,daß bitter wenig 
etar wrde.\ir hpffen nun,daß das Geld auch endlich seinen 
wecke zugeführt wird, _._ | BERTR 
im Hkuptwohlfahrtsamt ist eine Summe von 5 Milli- 

onen Fränes eingesetzt zur Unterstützung bedürftiger Saarlän- 
der.Es ist an und für sich schön,wenn eine derartige Summe 
eingesetzt wird,aber wir haben eın berechtigtes \ißtrauen 
gegen die Verwendung des Geldes,weil es doch nicht dahin kommt 
wo es eigentlich hin soll.Die Regierungskommission ist letz- 
ten Endes diejenige,die die Verteilung der Gelder vornimmt __ 
und es wäre unseres Braächtens richtiger,wenn man dieses Geld 
sonst wie fest verankern würde,um den Notleidenden auf diese 
Art und Weise dus Geld zuführen zu können. 

Der Haushaltplan für die Kriegsbeschädigten sieht 
meiner Meinung nach auch nicht Bann Ausgaben vor.!enn wir 
hierher kommen und reden von Unterstützung der el ee 
digten ,Kriegshinterbliebenen, Rentenempfängern und ull derje- 
nigen,die in Not geraten sind,dann müsscn wir uns äuch darüber 
klar sein,daß wir die Mittel dazu hergeben müssen,und deshalb 
müßte die Summe,die dort eingesetzt ist,um mindestens 10 Mil- 
lionen Franes erhöht werden.&s ist festzustellen,daß durch 
die indirekten Steuern mehr uls GopRe + so viel Einnahmen zu 
verzeichnen sind,wie durch die direkten Steuern una dus ist 
unserer Auffassung nach ein ungeheuerlicher Zustand. Denn die 
indirekten »teuern zahlt nur die besitzlase Klasse’ der Kon- 
sumenten.Wer hat diesen Stewrn zugestimmt_? Alle bürgerlichen 
Parteien und mit ihnen Herr Schmoll. Herr Schmoll,ich komme 
auch noch auf das Argument zu sprechen,das Sie angeführt haken 
betr.der Kohlensteuern.Durüber werden wir uns noch unterhul- 
ten. %s ist meiner Meinung nach,erste Fflicht eines Abgeord- 


neten zu prüfen,was geschicht mit dem Geld,das er der Hegier I 


BR 


rungskommission in Form von Steuern bewilligt. Wir stellen 
fest,daß der Verwaltungsapparat ein ungeheuer großer ist.lir 
stellen ferner fest dab 
nem Verhältnis stehen zu dem niedrigen Einkommen der unteren 
Beumten.Wir können zu diesem Zweck schon mal keine Steuern 
bewilligen.Die zweite Frage,die sich aufgeworfen hat,wer soll 
die Steuern tragen ? beantwortet uns die Regierungskommissivn 
zn ihrer Verlage. ‘\Ienn heute worgen von dem Berichterstatter 
Be snet wurde,daß in den Kommissionssitzungen meistens Einmü- 
igkeit geherrseht habe über die Steuervorlugen,so muß ich 
dem ganz entschieden widersprechen. Ich stelle fest,daß die 
kommunistische Partei vor der ersten und zweiten Lesung Än- 
träge gestellt hut,die „uf Beseitigung der Ungeheuerlichkei- 
ten hinuusliefen.\At Ausnahme der sozialdemokratischen Partei 
wurden aber unsere Anträge von den übrigen Purteien nieder- 
estimmt. Ich habe schon Sefrugt: Wer bezuhlt die Steuern? 

uf allem,wus wir brauchen,ruhen Steuern und diese Stewern 
wurden von den bürgerlichen Parteien und auch von er 
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Schmell;bewilligt.Die Kohlensteuer,Herr Schmoll, bezahlen die 
Verbraucher und nicht die französische Bergwerksverwaltung. 
Wir sind gegen die Kohlensteuer ‚aber für die Vermögenssteuer 
pnd zwar In einer anständigen Höhe.Wir wollen die französische 

RU ATE TRAGE zwingen,»teuern zm zählen von ihrem Besitz 
und ihr nicht die \öglichkeit gehen,die Steuern auf den Konsu- 
menten abzuwälzen, "Wenn wir den Überschüß des französischen. 
Kohlenfiskus besteuern wollen,dann kann es nicht geschehen in 
Gestült der Kohlensteuer.Die Saargebietsbevölkerung wird dann 
wieder der leidtragende sein.Meine Anträge zur Vermögenssteuer 
werden nur von den Sozialdemokraten unterstützt,während älle 
Bareen Parteien eg stimmten. Die Frage der Kohlensteuer | 
ist das Stcekenpferd von Herrn Schmoll.Die Haus-und Grundbesitzer | 
schimpfen überall,die farteien haben die Kohlensteuer abgebaut, 
nur die Haus-und Grundbesitzer waren dagegen. Bin wichtiger 
Faktor ist schon von den verschiedenen Abgeordneten erwähnt 
worden,das ist die ungerechte Verteilung der eingehenden »Steu- 
ern zwischen Staat und Kommunen. 

Die Gemeinden werden gezwungen mehr zu erheben ‚sudaß 
eußer dem 6 % igen Abzug die Arbeiter noch eine Gemeindeabgube 
entrichten müssen.Die jetzige Steuerform Brangt den Gemeinden 
einen Ausfall von einem Drittel der früheren Steuereinnahmen. 
Das ist meiner Neinung näch die laktik der Regierungskommission 
die Arbeiterschäft gegen die Gemeindevertretungen aufzuputschen, 
wenn diese ae sind,aufgrund dessen,daß man ihnen nicht 
genug Mittel gibt,die Umlage zu erhöhen und auf diese Politik 
sind die übrigen Parteien hineingefallen.\iir haben verlängt: 

Beseitigung des Lohnsteuerabzugs. Sie haben aber unseren 
Antrag abgeiehnt.!"ir haben auf diese Ungeheuerlichkeiten hin- 

ewiesen. !ir haben Die auf die tatsächliche Doppelbesteuerung 
er Arbeiterklasse aufmerksam gemacht.Sie haben trotzdem unse- 
re Anträge abgelehnt.‘ !enn man jetzt bei der Verteilung der Steu- ? 
ern auch noch die Sürche berücksichtigt haben will,so wundere | 
ich mich nicht besonders darüber.Ich habe die Beschlüsse der 
französischen Kammer gelesen und auch die Nede des Abgeordneten 
Ferry und habe feststellen müssen ‚daß man versucht,derjenigen 
Richtung im Saurgebiet Rechnung zu tragen,um sie für die im 
perialistischen Ziele Frankreichs zu gewinnen. Ich frage Sie, 
wo gibt es ein Staat,indem ein derartiger Steuermodus einge- 
führt ist ‚auf d dessen man Leuten Steuern abzieht für eine 
Organisation,der sie nicht üangehören.lienn die Klausel bei den” 
Kirchensteuern dabei ist,daß diese Steuern auf Verlangen zurück- ° 
ezuhlt werden,so bedeutet das_für uns Surnichts.Eg bedeutet | 
Ööchstens,daß die Leute monatelang, ja ge auf ihren, Lohn 
warten müssen,den man ihnen widerrechtlich abgezogen hat.Ich 
sage ,die Regierung hat kein Recht,derartige Gesetze zu erlas- 
sen. In dem »taate,in dem wir die Staatsmächt errungen haben, 
in Rußland,hat die Religion die größte Freiheit wie nie zuvur. 
Seit der russischen Revolution besteht in Rußland Neligions- 
freiheit.Das ist der beste Beweis dafür,daß wir els Konmunisten 
nicht gegen die individuelle Überzeugung des Einzelnen an- { 
kämpfen wnllen. Yir wenden uns nur dagegen,daß der »taat als 
solcher die Pevor dieser Institute vornimmt.liir haben. 
früher in Preußen ein Steuergesetz BEINE rORE ein Existonzni- 
nimum von 900.-Goldmark vorsah. infolgedessen müssen wir auch 4 
das Existenzminimmm von 900,-Goldmark in die jetzige »teuervor- # 
lage einbauen. ir haben diem 900.-Goldmark umgerechnet und | 
5400.-Frnes als steuerfrei verlangt. Das würde der. Kaufkraft | 
von 900.-Goldmark vor dem Kriege entsprechen, Unterstützt wurde ®@ 
dieser Antfag nur von der Sozialdemokratie. In dem jetzigen 1 
Gesetz hat man ein Existenzminimum von sage und schreibe 500. - 
Papierfrenes eingebaut. Glauben Sie,daß man mit 500.-Papier- 1 
fräncs im_ Jahre leben kann? Niemand von Ihnen kann das. 1 
Ich habe ferner den N ee daß man die Steu- | 
ern vor allem bei den besitzlosen Xlassen holt.Die Antwort,die 
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man mir gegeben hat,waren die "iorte des Herrn Röchling:" Es 
gibt keine große Vermögen im Saargebiet." Ich hätte nur ge- 
wünscht,daß die gesamte Arbeiterschaft_diese orte des Herrn 
Röchling gehört hätte. Also aus dieser Frage,wer die Steuern 
zahlen mıß,geht_ohne weiteres hervor,daß wir die Steuervor- 
lage in dieser Form absolut ablehnen müssen. Die dritte Frage, 
die ich aufwarfi,hat noch niemand von den Abgeordneten hier 
behandelt,das ist die Frage:  ... .. 

Ist die Regierungskommission die anerkannte Vertrete- 
rin der Saarbevölkerung”? Diese Frage mıß unbedingt klar ge- 
stellt werden.Die Regierungskommission kam hierher auf Grund 
des Vertrages von Versailles.Sie hat auf Grund dieses Vertre- 

es ihre bestimmten Aufgaben bekommen.Sie hat die Aufgabe ‚über 

ie Ausbeutung der Suararbeiterschaft zu wachen und daß_ sıe 
dieses kann,hat der letzte Bergarbeiterstreik bewiesen. Dieser 
hat beriesen,daß die Regierung es versteht,die Arbeiterschaft 
Ba PEST EA eye LE Senn man sich auf den Standpunkt stellt,der 
Vertrag von Versailles ist ein geschriebenes Recht an dem ist 
nicht zu rütteln und deshelb müssen wir der Regierung Steuern 
geben,so müssen wir dem entgegenhalten,daß jedem geschriebe- 
nem Recht ein moralisches Recht gegenübersteht. Die Regierung 
hat kein moralisches Recht hier im Saargebiet.\enn die Bevöl- 
kerung befragt werden würde,ob die Regierungskommission ihres 
Bleibens hier länger wäre,dann bekäme sie nicht Zeit genug, 
um ihr Bündel zu schnüren. 


( Zuruf: Sehr gut !) 
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Der Vertrag von Versailles ist geschaffen worden auf den 
Spitzen der Bajonetts, 





Vorsitzender: Herr Heinhard,Sie müssen mehr zur Sache raden. Sie 
dürfen nicht denken weil man drüben im Reich ihre fartei_auf- 
gelöst hat,Sie könnten es hier umgekehrt machen und die Regie- 
rung fortjagen. | 


Reinhard {K.P.): fortfahreng: Ich danke für die Belenrung,stelle 
aber fest,daß ich,zur ©vache rede.-ch stelie nochmals fest, 
bei Beratung von »teuervorlagen,mß man diese Frage prüfen. 
Das ist in jedem Parlament der \ielt so.Ich sagte schon ‚die 
Regierungskommission hat es verstanden,die Interessen der 
Arbeiter niederzuknüppeln. Sie hat es aber auch verstanden, die 
Interessen der Auftrasgeber zu wahren.Jede Unterstützung einer 
solchen Regierung ist ein Verbrechen an der Saararbeiterschaft. 
Wir müssen uns darüber klar werden, ‚sind wir bereit,das oysten 
zu dulden,sind wir bereit,Steuern zu bewilligen,oder stellen 
wir uns auf den entgegengesetzten Standpunkt ‚auf den Standpunkt ° 
der Menschlichkeit,des Msalincheu Tashta Wesn Sie dies tun, | 
müssen Die mit uns einig gehen und die Bewilligung von Steuern 
für eine derartige Regierung ablehnen. Ich erinnere an das Sys- 
tem der schwarzen Listen im Saargebiet.Hunderte von Bergarbei- 
tern,die im Daargebiet gewohnt haben,bekommen in Saarbrücken 
keine Arbeit, Die Regierungskommission hat sich nicht gerührt, 
hier eine Besserung eintreten zu lassen,Hat die Regierungskon- 
mission etwas dagesen getan,daß man rechtlose Arbeiter unter- 
drückt,hat sie etwas getan,um dem entgegenzutreten? Nein ! Noch # 
nicht einmal gibt man den Erwerbslosen eine Unterstützung von # 
der sie leben können.Hier mıß ich unwillkürlich die Frage auf- # 
werfen,regiert die französische Grubenverwaltung oder die Re- | 
gierung in der Alleestrasse ? Ich glaube dabei noch erwähnen 
zu müssen,ich komme da noch auf den Zwıschenruf des Herrn 1 
Vorsitzenden zurück,der sagte,wenn unsere Partei in Deutschland 
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aufgelöst sei,;wollen wir hier eigentlich die Regierungskom- 
mission loben,daß man unsere Partei nicht.auflösen kann. Un- 
sere fartei sitzt in den Betrieben,sitzt in den hungrigen 
ibern der Arbeiter. Wir_können hieraus keinen urund finden, 
um der Saarregierung :ein loblied zu singen,weil sie uns nooh 
nicht aufgelöst hat, dazu haben wir keine Veranlassung, Wir 
wissen;daß unser Ziel,das wir uns gesteckt haben,ein hartes 
ist. "ir wissen,daß wir Männer haben müssen,cie keine Rück- 
Sicht nehmen auf ihr eigenes Leben. Zun Schluß meine Herren, | 
hätte ich noch folgendes zu sagen: die objektive Prüfung mei- 
ner drei Fragen ergibt eine &latte Ablehnung der Steuern für 
diese Regierung. Wir können uns nicht dazu bereit. erklären, 
der Regierungskomission Steuern Zu geben,;weil die Vertei- 
lung derselben nicht richtig vorgenommen wird und die Hegie- 
rungskommission hier im Saargebiet nichts zu suchen hat. 


Vorsitzender! Das Wort hat der Abgeördnete Dr. Scheuer! 


Dr. Scheuer (D.P.): Meine Damen und Herren! Die Länge der Verhand- 


lungen in den Kommissionen haben gezeigt.daß es keinesfalls 
so überaus leicht ist,»steuern zu mäachen,d.h. es ist dann 
nicht leicht,wenn man nicht _das Recht hat,sie zu bewilligen, 
sondern nur zu begutachten. Ich kann es mir daher nicht so 
leicht machen;wie Herr Reinhard,der nur von einem »ystem der 
a Per re anigeern spricht. Ger:iß,wir haben nichts zu be- 
willigen,sondern nur Zu begutachten,aber auch dies wollen 
wir doch mit einer ebensoguten Gewissenhaftigkeit tun. Ich 
bin anderer Meinung als er,ich Sage,der »taat muß leben. 

so an der Staat leben muß,das ist ganz klar und daß die 
acht der Wirtschaft und der Iohlstand nur davon abhängt,daß 
Steuern da sind und genügend Geldmittel da sind,un die Auf- 


DRben des Staates erfüllen zu eg Mage hihi sich von selbst, 


ch bin der Meinung der Staat muß leben,aber ebenso So not- 
wendig ist für ihn die Verpflichtung, daß er von dem veld,das 
er von den Bü BER erhält,den denkbar besten Gebrauch macht. 
Auf der einen Seite muß er sparen können,damit er auf der 
anderen »Deite größere Mittel hat,ds wo notwendigerweise die 
Quellen reichlicher sprudeln könnten. Es erscheint mir aber 
auch als unsere Aufgabe _zu sagen,wo auf der einen Seite mehr 
verausgabt werden kann.Ich werde mir gestatten,einige Benmer- 
kungen zu dem Etat zu machen,die ich bitte.nicht als Kritik 
aufzufassen,sondern mehr als Anregung. Wir sind Schon zu 
drei Vierteln im ktatsjahr drin und ‚N ist es ja selbstre- 
dend,daß wir mit unseren Ausführungen von diesem besichts- 
punkte aus überaus _postfactum kommen und daß aaher alles,was 
zu sagen ist,nur als egung. fiir den künftigen Ktat gelten 
kann.Der letzte Etat ist leicht zu bilanzieren gewesen. 
150 Millionen Franken,in Einnahmen und Ausgaben trotz Brose: 
Defizits bei der Eisenbahn und bei der Post,weil die a ge- 
meinen Finanzen vorher einen Überschußf von nicht mehr un 


nicht weniger als 46 Millionen Franken hatten. Die Regierungs- | 


ommission wäre leicht in der Lage,diejenigen finanziellen 
Aufgaben zu erfüllen,die wir erfüllt zu sehen wünschen.Eine 
no rg Behandlung der Beamtengehälter ‚besonders in_ den 
un 


eren Klassen,Besserung des loses der Pensionäre und Kriegs- 


beschädigten und schleunigen Ausbau des Gendarmeriewesens. 
Ich bin darin anderer Meinung als der Kollege Reinhard,denn 
mit dem Ausbau des Gendarmeriewesens kommen wir zu dem von, 
der Bevölkerung längst ersehnten Abbau des’ französischen M- 


litärs. Um zu SpeTen könnten viele Nebenposten der Beamten be- 


seitigt werden.So hat sich z.B. das Sondergericht überlebt, 
das nur noch zu dem Zwecke da ist,um einen einseitigen Kampf 
mit den einzelnen Bevölkerungsschichten zu führen,es schlägt 
sich herum bald mit diesem und bald mit jenem. Ich bin per- 
sönlich_ 
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persönlich der lleinung,das Sondergericht hat sich überlebt 
und da,wo wirklich noc „ergehen a. sind,können diese vom 
ordentlichen Gericht bestraft werden. Ich bin der Ne une, 
daß auch die Oberpreisprüfungskommission fallen könnte. Nach- 
dem das Kalkulationsverfahren ge FaLr OR ist,weiß ich wirklich 
nicht,was sie noch zu tun hat.Ich glaube bestimmt,sie het 
sich ebenso überlebt wie das »Sondergericht.In dem 
Justizetat bemerke 1gh besonders 2 Millionen Frances für einen 
Erweiterungsbau der Strafanstalt Saarbrücken. !!ohl ist die 
Strafanstalt an und für sich länger nicht ausreichend, wir 
haben früher schon die Pen angengn Senüal) nach Üıttlich tun 
müssen.l.arum kann dieses Verhältnis nicht wenber gehen ? Auch 
da könnte gespart werden. Denn,obwohl dieser Detrag in dem 
Etat steht,haben wir bis jetzt noch nicht geschen,ob etwas 
in Angriff genommen ist.Ein weiterer Punkt,der hier schon 
erwähnt worden ist,ist das »ekretariat in Paris. Es ist wohl 
ein kleinerer FPosten,der aber den Vertretern der »aarbevöl- 
kerung gunz besonders in die Augen springen muß.Wir halten 
dieses ©ekretariat für unnötig, soweit das ©aargebiet als 
solches dafür in Frage kommt. "ir verkennen nicht,daß Frank- 
reich durch den Vertrag von Versailles das Recht erhalten 
hat,die Gruben auszubeuten.‘enn es dann,um dieses Recht aus- 
üben zu_können,eine besondere Vertretung notwendig hat,dann 
sollte Frankreich einen Vertreter hier zu diesem Zweck unter- 
halten und diesen Vertreter hier bezahlen,es geht aber nicht 
an,daß solche auf Kosten des Saargebictes bezahlt werden. 
Wenn cine derartige Vertretung hier wäre,denn wäre der Frä- 
sident des Saargebietes der Aufgabe enthoben,gerade in die- 
sem Punkt immer zu Gunsten Frankreichs sich einsetzen zu 
müssen.Da der Präsident als Franzose dies tun muß,in erster 
Linie zum !iohle der »aarbcevölkerung auf der einen Seite,zu 
Gunsten des Ausbeutungsrechtes Frankreichs auf der anderen 
veite,so ergeben sich eben solchs Verhältnisse ‚wie sie sich 
bei den Ver Ba anBen in Genf zwischen dem Herrn Präsidenten 
und Jem Herrn fiaugh ergeben haben. ge 
50.000.-Franes sind für die Kosten der :iahl des 
Landesrätes u ist viel zu hoch. 

Der Autodıienst der HERLENLEO UMS SUNG EREENDSES 
282.000.-Fres. ich kann nicht unterlassen,zu diesem Punkt. 
die Anregung dahin zu geben,diese Posten werden zu.:reichlich 
bemessen. Ich zwar die Neinung des llerrn Reinhard,daß alle, 
zu Fuß gehen sollen,nicht teıllen,sondern halte es für nötig, 
daß diese Herren sich schnell von einem Ort zum anderen be- 
eben müssen. Äber eine Ausgabe von 282.000.-Fres,die nächstes 
ahr noch crhöht werden kann,kann ich mir nicht denken.bs 
fahren da Leute mit,die nicht zur Regierung und zu den Be- 
amten £chören. 


( Zuruf: Anhängsel der Regierung ) 


Ein Fosten,der mir persönlich wehe getan hat,ist_ derjenige, 
der im Etat_steht mit 3000.-Fres. für Kosten zur Räumung von 
Wohnungen. Dahinter verbirgt sich so_viel Elend und en.Die 
Regierung könnte diesen Posten überflüssig machen,wenn sie, 
was wir Schon so er gesagt haben,den Nohnungsbau besser 
in dic Hand nehmen würde,und dafür sorgen würde, daß die 
Grubenverwaltung reichlicher Häuser baut anstatt kauft.Dann 
müßte die Regierung dafür sorgen,daß endlich die Kasernen 
freigegeben werden; In denselben könnten schr viele Familie 
untergebracht werden. | | | 
| "as den %tat der Lrnährungsabteilung anbetrifft, 
wäre ich dankbar,wenn ich darüber eine Aufklärung bekommen 
könnte.Dic Einnahmen sind_Gebühren,die eig Erg vermutlich 
Gehälter für Angestellte ‚Reisekosten usw. Aber es ist nicht 
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ersichtlich,was_sonst geschafft wurde,ob Materialien angekauft 
wurden für die Bevölkerung udglm. Ich mıß daher annehmen, daß 
diese Abteilung überflüssig ist ODE ENPREHSONEE gewesen ist. 

| "mir wohl denken,daß die Regierung vielleicht noch 
einmal für die Sn a z EN pe re 

‘ . „Im Etat für. Kunst und: Wissenschaft sollen djeses Jahr 
57,000,-Fres.ausgegeben werden. ir sind ein kleines Gebiet, 
haben aber stets regen Anteil genomm6n un Kunst und Nissen- 
schaft.Und dieser Zug ist auch jetzt noch nicht ganz einge- 
schlafen,wohl,daß man Redner von aäußerhalb hat herkommen 


lassen. { NE Dr 
Der Posten für die Unterhaltung der Kriegergräber 
beträgt 1000,-Franes.!enn die Gräber richtig behandelt werden, 
reichen 1000:=Franes nicht aus, , _ .,, AR 20 
| Der Posten für Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene 
enthält 13,5 Millionen. Das sind für diesen Zweck viel zu we- 
ni& Ausgaben,Hier hätte sich die Regierungskommission etwas 
mehr bemühen können, zumal alle Parteien darauf gedrungen und 
hingewiesen haben,daß mehr geschehen ma). £ SS 
Herr Reinhard hat das Gesundheitswesen berührt ..Die- 
ser Posten ıst auch zu gering eingesetzt.Nicht einmal: 10.000, - 


Fres., | 
: dagsgen ist die landwirtschaft überaus fürstlich 

bedacht.Die Jaudwirtschaft ist wohl cie Bi run ter SE ae 
staatlichen "esens,äber deshalb brauchte sie keine solche 
Summe.Die Landwirtschaft ist auch_hier bei der Regierung, 
lieb Kind,genau wie es früher in Preußen war. | 
| Am Anteil der Zölle kann mehr herausgeholt: werden. 
Hier sieht der Etat 7 Millionen Francs als Anteil an 
Zöllen vor.Dieser Posten ist übersus ‚gering und man sollte 
meinen,daß unser Anteil unvergleichlich größer sein könnte. 
Ich ih gie weiß nicht,ob meine Meinung richtig ist,es 
dürft: aber intcressunt sein,was Herr Becker über den Handel 
gesprochen hat.I[ch bin der Neinung,daß der Betrag viel zu | 
ering ist.Eine einschneidende Fraße,ist die der Zollbahnhöfe. 
or eincm Monet hat die französische Kammer ein saarländisch 
französisches Abkomren angenommen,das einen französischen 
Kredit von 80 Millionen Franken vorsiehtVerzinsung und Amor- 
tisation sollen entnommen werden aus den Zolleinnahmen im 
Verhältnis,wie sie dem waargebiet und Frankreich zugute kom- 
men.Es wird ein Schwierig zu lösendes Problem sein und ange- 
Sichts der Pauschalsteuer der Grubenverwaltung und namentlich 
des Vertrages über 0 TE 2 ei tmitgehg interessiert die Fra- 
ge: erstens,wer wird Eigentümer dieser Bahnhöfe und zweitens, 
wie ist die Äuseinandersetzung 1935 ? Zu_diesem funkt wurde 
mir heute morgen auf gie Frage des Anteils der Zolleinnahmen 
von wachverständiger Seite mitgeteilt bezüglich der Getreide- 
einfuhr und welchen Anteil das vaargebiet an der Getreideein- 
fuhr hat. Der französische Einfuhrzoll beträgt für 100 Kilo 
Weizen 14.-Franken,bei der Ausfuhr aus den Nühlen,werden den 
Mühlen 21.-“res mehr zurückvergütet,wogegen die fühlen mur 
verpflichtet sind,die gleiche Menge Auslandsgetreide zu kau- 
fen. Die Einfuhr wird auf 50 % geschätzt.Der französischen 


Staatskasse wird der für die eingeführte Getreidemenge übliche 


Zoll bezahlt,das bedeutet handelstechnisch eine Ausfuhr. 

das Saargebiet wird handelsteehriseh der Zoll von 21.-Frcs. 
einbehalten.ks ist zu fordern,daß entweder die ausführende 
Mühle die 21.-Fres zurückvergütet,wodurch dem Saargebiet das 
Getreide um 15 % verbilligt würde,oder falls das nicht geht 
die französische Stautskusse den erhobenen Zoll zurückzuzahlen 
hat.Das macht bei !cm Verbrauch von 420.000 Dz Rn 
672. 000,.-Fres.monatlich,oder 8,064.000.-Fres jährlich,was die 


Saarbevölkerung 
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Saarbevölkerung der französischen Zollkasse zahlt.\'ie viele 
anderen indirekten Steuern könnten dadurch fallen.Die saar- 
ländischen Mühlen führen fast kein Aus andsgetreide ein. Am | 
14,Novenber ging durch die Presse die !achricht,daß Frank- | 
reich eine neue Kreditvorlage von 24 llillionen res. für das 
Saargebiet bewilligt worden sei.Wenn uns die Herren von der 
BERSAFUDE jetzt keine Auskunft geben können,so werden wir 
sehen,ob diese Summen im Etat des nächsten Jahres erscheinen 
und werden fragen können ‚was für Geld das ist und wofür es 
gebraucht werden soll. 

Aus der Kohlensteuer kann mehr herausgewirtschaftet 
werden,!enn die Kohlensteuer,ohne daß die Konkurrenzfähigkeit 
der »aarkohle darunter leidet,auf 20 % gesteigert werden kann, 
so sehe ich nachdem die »teuer auf 5 % ermäßigt worden ist 
einen Differenzpunkt,wo sich die Interessen Frankreichs un 
des Saargebietes entgegenstehen und ich betone,daß uns das 
ti vorgehen muß. Ich betone,das die Kohlensteuer nicht 
von Frankreich A wird,sondern von den Konsumenten. Die 
Steuern der Gruben haben in den Verwaltungen der Kommnen und 
hier eine überaus große Rolle Eanpi2 lb... will mich kurz 
fassen und nur darauf beschränken, daß in dem Generalbericht 
‘der Herr Staatsat geäußert hat daß in diesem Punkt zwiSchen 
dem »aargebiet und den Gruben Verhandlungen schweben.Es wird 
Schwer sein nach meinem Dafürhalten, seitens der Hegierungs | 

kommission gerade in ihrer augenblicklichen Zusammensetzung 

das herauszuholen, was HEDETAHEN erausgeholt werden mß. 
Artikel 13 ües Vertrages von Versailles sieht eine ganze Reihe 
von Lösungen bezüglich der Zahlung vor.Die Väter dieses Ver- 
trages ‚insbesondere Japan, Italien und Amerika haben zweifel- 
los nicht gewollt,daß Frankreich aus den Gruben weniger Steu- | 
ern bezahlen soll,als früher der ag Saipn Fiskus bezahlt hat. 
Im letzten Jahre der Zugehörigkeit der al nee dem preu- 
Bischen Fiskus hatten die Bergwerke einen Überschuß von 
Nillionen Goldmark. Jedenfalls wirtschaftet Frankreich höhere , 
er heraus,als sie der preußische Fiskus heraäusgewirt- 
Schaftet hat. 

Bei dem Posten »traßenabnutzungsgebühren finde ich 
die 210.000.-Franken zu gering:"ir haben heute im »aargebiet .? 
über 5900 Autos. !enn die Steuer durchschnittlich 1000.-Francs- # 
beträgt,so ergibt das einen Betrag von 5 Millionen Francs.Es j 
ist das eine mit der Axt _zu geschnittene OS Hale DBRE 210.000." 
Frances sind auf jeden "all zu wenig.äuch der Posten dieser F 
Steuer für die f&meinden mit 1.200000.-"res.ist überaus gering. 
Gerade hier haben die Gemeinden überaus große Ausgaben,wie mo- 
mentan gerade die Stadt Saarbrücken die Herstellung der Allee- 
strasse unternommen hat,die in wunderbarer leise hergestellt 
wird,sie will den ‚eg zur NERZSEUNE in tadelloser !eise her- \ 
stellen,dedurch hat die Stadt kot-s-Kolossule Ausgaben zu i 
machen.Sas wären im allgemeinen die Anregungen,die ich für den 7% 
Etat des nächsten Jahres von der Regierung zu beamhten bitte. | 
| | Nun noch cinige Richtlinien zu den Steuervorlagen 
selbst. In der gegenwärtigen Besteuerung müssen wir zu einer 
Norm kommen.Es hat der !üunsch bestanden,daß man die lohnsteu- 
erbeibehalten sollte. Der vorletzte Entwurf über die Einkon- | 


.. - a Die BE TRE ug Zu ru . 
EEE ET EEZTEEZCEEBE ZECHE GET ERSTE ST RE 
. e 


EITEIBEL ayaSıyd B+boussc HOPAnG4OOS Hu 7 





W Pwog 


—n a 
En 


mensteuer hat dic Lohnsteuer nicht mehr enthalten. In großen 
und langen Berätungen wurde uber gewünscht,daß wir einen Ent- 
wurf vorgelegt bekomen,der die Iohnsteuer beibehält.Das er- 
fordert selbstverständlich,daß es bei der Gegenwartsbesteuerung 
2 Klassen von Besteuerten Zibt.Nan hat versucht,diese Kluft. 4 
durch Zuschläge auszufülilen,was aber leider nicht gelungen ist, ® 
Es ist ohne weiteres zuzugeben,daß dies bei der Gegenwartsbe- M 
steuerung schwer durchzuführen Kae bE ABBlDSe TE bedeutet die a 
gegenwärtige Bestenerung die vollkommene Gleichheit aller 
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Steuerpflichtigen. Ich kann Herrn Hoffmann nicht folgen,wenn 
er sagt,daß mit den 6 % dic Iohnsteuwer sein sollte, 
dann hätten wir gerude das,was wir vermeiden wollen,wir hät-. 
ten 2 Klassen von Steuerpflichtigen. für mich als Kommunalpoli- 
tiker sind nur maßgebend die folgenden Bedingungen: erstens, 
daß die Genehmi BpepeLteht soweit sie nicht über 150 % fest- 
esetzt wird,au go oben wird und zweitens,die Bedingung, daß 

er Tarif für höhcre Einkommen noch etwas hinaufgesetzt wird. 
Ich stehe heute noch auf dem Standpunkt oder bin der Meinung, 
daß der Tarif für höhere Einkommen noch gut eine Erhöhung ver- 
trägt unter der Bedingung der automatischen Erhöhung der Ein- 
kommensteuer für die freien Berufe im Verhältnis einer Geld- 
entwertung bezw.der Einführung der Goldsteucer. Es ist zweifel- 
los zuzugeben,daß infolgedessen der POBSSZBUBTERL LACHT ARS so- 
fort die Steuer bezahlt während die freien Berufe nur Vor- 
schüsse bezahlen,diese ım Falle der Weldentwertung nicht aus- 
reichend auszugleichen sind. Ich bin daher der Meinung,daß in 
den Tarif ein Absatz cingefügt wird, womach die Regierung 
verpflichtet ist,im Falle _der Geldentwertung den Tarif 
sofort im Verhältnis der Geldentwertung hinaufzusetzen. Bezüg- 
lich der Verteilung bin ich der Meinung,daß_ die Lundeskassc 
10/15,die Gemeinden 4/15 und die Kirchen V/15 erhulten sollen, 
Für den Ausfall kann die Landeskasse sich non verschäffen 
durch die Vermögensbesteuerung der juristischen Personen.\ill 
sie das über nicht,dann muß sie die Differenz decken durch 

die Kohlenstcuer.Wus die Kirchengemeinden anbetrifft,so ist 

es immer so gewesen,daß die Kirchensteuer von den Gemeinde- 
angehörigen in Form einer erhöhten Umlage bezahlt wurden,die 
die Gemeinden mit cinzuziehen hatten. Ich bin weit davon ent- 
fernt,den Kirchengemeinden die Subsistenzmittel entziehen zu 
wollen,sondern meine,daß man jeden sclig lassen werden soll, 
halte es aber für vertchlt. doB der Staat die Kittel zur Ver- 
fügung stellt,das müssen selbstverständlich die Angehörigen 
der betreffenden Gemeinden selbst tun. Unter diesen 4 Bedin- 
gungen halte ich die »teuern für unnchnbar. Enke 

Nun noch ein liort über die sozialen Abzüge.Herr 

Reinhard wünscht, d:ß5000.-Fres.steuerfrei bleiben sollen. Das 
ist aber ein Irrtum,denn das waren in Deutschland nur die 
Staatsstcuern mit 900.-Goldmark, die Gemeindeinkommensteuer 
begunn bei 600.-Goldmark. Die Beträge, die wir n&üch den Kommis- 
sionsbeschlüssen freigelassen haben, 1V0.-Fres. für Werbungs- 
kosten, 35.-Fres. für die Frau und das Kind,sind weit höher als 
diejenigen, die im Reich jetzt steuerfrei gelassen wurden, ob- 
gleich die Steuer im Reich 10 und hier nur 6 % beträgt. 
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HWus die Gewerbesteuer unbelangt,bin ich der Meinung, 
daß die Veranlagung nicht durch den Staat,sondern durch die 
Gemeinden erfolgen sollte. 

&uchfür dic Grund-und Gebäudestcuur hätte ich im In- 
teressce des Rechtes der Gemcinden gerne cinc besondere Steucr- 
rcrordnung crhilten gesehen. so,wie die Vorl«ugc_ jetzt ist, 
hulte ich d«.s nicht für angängig,denn wenn d.s Röcht der Ge- 
meinden,eint besondere Stcucr zu verunlägen, bestchen bleiben 
soll,so sollten wir doch fordern,daeß die Gemeinden sclbst die 
Grund-und Gebäudesteuer veränlagen sollten. Sie ist für dic 
Gemeinden von größtcom Interessc und diese wissen auch um bes- 
ten den Wert der Objekte zu schätzen.Das Nertzuwächsstceuergc- 
sctz ist cines der beiden Besitzsteucrgesetzc ‚die wir haben. 
Die Kommission hüt sich deshülb entschlossen,diese Steuer bei 
zubehulten ‚wic such der Goldfranken in Zukunft die einzige 

erechtc !orm darstellt,dic den wirklichen }icrtzuwächs er- 
„ssen kunn. Daibei schen wir vor,d.ß die Steucr auf Peaugruncl- 

stücke die ersten zwei Juhre gestundet werden soll,für den 

Fıll,duß nich dieser Zeit gebiut wird und wenn dünn gebau5 
wird,dic Stsuer dann » erlassen wird.Es ist dics ein klei- 

ncs fättelechen,die Buulust etwas zu heben. th 
er 
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Über dic P.uschülsteuer der Grubenverwültung ist in den Kom- # 
missionen schr viel gesprochen worden.Auch darüber,duß dic 
Mitglieder der Regierungskommission kcine Steuern zu zühlen 7 


hätten. ir h..ben uns d&hin gecinigt,d«ß- wir immer betonen | 
müssen,daß der Vertrig von Verscilles den Rechtsboden durstellt, 
auf dem wir zu stshen huben.Venn wir ung ıuf der cihen Scite h 
nichts nehmen lassen,so dürfen wir auf dir anderen Seitc,im 2 
der Vertrugsfüoll für uns üngünstig ist,densclben nicht igno- 
fieren.Der Vertr«g von Versiilles gibt den Mitglicdern der 
Regisrungskommission dus Recht der Diplomuten,das Recht der, 
Steuerfreihsit und diescs sogar für düs saurländische Mitglied 
Selbst. Also_der Vertrug von Versüilles bestimmt dies und d«&- 
mit ist die Süiche für uns erledigt. | 
| Für die BUS IENOB der Wurenhiussteucr bin ich \uch. 

Von änfung ın hube ich erklärt,da&ß ich nichts gegen dic Erhö- 
hung der asteach einzuwenden h&übe,dcenn jeder Groschen,der 
nicht in Alkohol umgesetzt wird,ist für die Gcsundheit der 
Femilic und der Bevölkerung gewonnen. 

Bcim Ums..tzsteuergesctz wünsche ich,deß der erstc 
roße Umsaütz,der sus dem Ausland bezogen wird,steuerfrei zu 
leiben hat,sonst würden wir im Swürgebiet ‘die “uren teuerer 

bezehlen &©ls in Lothringen, wis an cinem Sück Mehl 1.50 Fres. 
ausmächen würde.Bei dieser Steuer _beäntrugce ich weiter ‚daß 
bezüglich der geistigen Berufe der Zustand des ulten 
Gesetzes wieder hergestellt wird,wonäch die geistigen Berufe 
von der Umsutzsteuer befreit bleiben.Es tut mir leid,daß ich 
oetwes pro domo sprechen mıß,Titsüche ist uber,daß diese Um- 
sätze Bering sind. »Ie kosten mehr als sic einbringen. Es wäre 
dies such ungerecht ‚weil die Anwälte durch d«s Ärmenrecht eine 
Steuer zöhlen,dic viel größer ist,ils wie diese ganze Steuer. 
Wir hüben bei der Regicrungskommission eh rer die Kosten 
des Armenreehts die Lundesküsse bezuhlt,was aber &bgelehnt 
worden 1st.bcesh&älb ist cs nicht mehr ıls gurecht,duß wir die 
Umsatzsteuer nicht zu bezahlen hiben,d& wir so viel für die 
Offentlichkcit tun und didurch eine weitsus größere Steuer be- % 
zehlen,&ls dic Umsatzsteuer äusmäacht.Es sind so viele große ib 
Gesichtspunkte ‚die erwähnt worden sind und ich möchte sügen, 4 
nun lassen Sie mich schlicßen mit einer biblischen Reminiszenz: 
5 Tıge hat Gott geürbeitet und zum Schluß sch er,d&aß es gut 
war.Die Regierungskommission hit 1 Jahr und wir heben 4 NMenate 
in den Kommissionengcürbcitct. Am Schluß sügen zu können, daß | 
es gut ist,w&üge Ich nicht zu behuupten,da ülles Menschunwerk 
Stückwerk ist und nur dünn,wenn die Regierungskommission alle °% 
Anrcgungen,dic in den Kommissionen und heute hier gegeben wor- 
den sind und in den Binzelberatungen noch gegeben werden, än- 
nimmt,so wird men später sagen können, die »teuervorlügen sind 
einigermüßen. 
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rsitzender:! Herr KXommcrzienrüt Dr.Röchling ist durch Krünkheit ver- 
hindert an der Sitzung teilzunehmen, darin liegt zuch die [r- 
suche ‚wesh:lb die Liberale Volkspartci noch nicht zu der Sıche | 
gesprochen _hüt. 2 | 
Ich vertiüge hiermit die Sitzung auf lioontag,den 26. 1 
November vormittcgs 9 Uhr 30 läinuten.Als crster Redner wird | 
denn ein Vertreter der Liber:len Volkspürtci sprechen. 


| 
| 
Schluß der Sitzung 4 Uhr 30 Minuten ! | 
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